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1. Bisherige Rechtslage 


§ 11 der Kriegswirtſchaftsverordnung ſpricht aus: „Die 
Hektolitereinnahme nach § 84 des Geſetzes über das Brannt⸗ 
weinmonopol vom 8. April 1922 (RGBl. I S. 405) wird von 
275 RM auf 375 RM für das Hektoliter Weingeiſt erhöht.“ 
Die Hektolitereinnahme iſt maßgebend für den Preis, zu 
dem Weingeiſt in den Verkehr gelangt. Die Erhöhung der 
Hektolitereinnahme um 100 RM iſt eine Preiserhöhung für 
Weingeiſt. Die Preiserhöhung kommt der Reichskaſſe zugute. 
Sie wirkt wie die Erhöhung einer Verbrauchſteuer. 


Der Verbraucher pflegt Weingeiſt nicht unverarbeitet zu 
verbrauchen. Er bezieht Erzeugniſſe aus Weingeiſt, ins⸗ 
beſondere Trinkbranntwein, von Kleinverteilern, z. B. von 
Gaſtwirten oder von Lebensmittelhändlern. Die Kleinver⸗ 
teiler beziehen die Trinkbranntweine entweder unmittelbar 
vom Herſteller oder mittelbar über Großverteiler. Die Her⸗ 
ſteller beziehen den Weingeiſt, ſogenannten Monopolſprit, 
von der Branntweinmonopolverwaltung. Die Erhöhung der 
Hektolitereinnahme kann ſich deshalb nur allmählich 
auf die Verbraucherpreiſe auswirken. 


Es war zu befürchten, daß die Verbraucher, um der 
Preiserhöhung zu entgehen, ſofort nach Erſcheinen der 
Kriegswirtſchaftsverordnung Vorratseinkäufe 
tätigen würden. Der Generalbevollmächtigte für die Wirt⸗ 
ſchaft hat deshalb am 4. September 1939 angeordnet, daß 
ein Verkauf von Likören, Weinbrand und Spiritus an den 
Verbraucher erſt erfolgen darf, nachdem Zuſchläge zu den 
Kleinverkaufspreiſen dieſer Waren bekanntgegeben wurden. 
Der Zuſchlag war von den Kleinverteilern beim Verkauf 
von Trinkbranntwein zu erheben und mit der nächſten 
Umſatzſtenerzahlung an das Finanzamt abzuführen. Der 
Zuſchlag beträgt eine Reichsmark je 1 Liter reinen Alkohol- 
gehalts der Trinkbranntweine. Der glasweiſe Ausſchank in 
Gaſtwirtſchaften war ausgenommen, weil dabei Vorrats⸗ 
einkäufe der Verbraucher nicht vorkommen können. 


5. Ermittelung der Beſtände, 


„ Durchführungsverordnung vom 20. November 1939, 6. Ermittelung des Alkoholgehalts, 


7. Verſteuerung, 
8. Zweifelsfragen. 


Es kommen ftändig neue Trinkbranntweinerzeugniſſe 
in den Verkehr, die bereits mit der erhöhten Hekto⸗ 
litereinnahme belaſtet ſind. Es iſt für die Unter⸗ 
nehmer ſchwierig, auseinanderzuhalten, in welchen Fällen 
ſie den Kriegszuſchlag gemäß der Anordnung des General⸗ 
bevollmächtigten für die Wirtſchaft zu erheben haben, und 
in welchen Fällen nicht. Die neu hergeſtellten Erzeugniſſe 
müſſen ohne Kriegszuſchlag, aber zu einem entſprechend 
erhöhten Preis verkauft werden. Die Preis 
erhöhung kann der Kleinverteiler behalten. Er hat 
einen entſprechend höheren Preis an ſeinen Lieferer gezahlt. 
Den Kriegszuſchlag aber muß der Kleinverteiler an 
das Finanzamt abführen. 


Es beſtanden bisher auch ſonſtige Unklarheiten. Es war 


für die Finanzämter kaum möglich, die Einziehung des 
Kriegszuſchlags ſorgfältig zu überwachen. 


2. Durchführungsverordnung vom 20. November 1939 


Die bezeichneten Verſchiedenheiten und die ſonſtigen 
Unklarheiten werden beſeitigt durch die Durchführungsver⸗ 
ordnung vom 20. November 1939 (RG Bl. S. 2267, REEL. 
S. 1128). Alle Unternehmer, die Trinkbranntwein gegen 
Entgelt liefern, haben auf Montag, 27. November 1939 
4 Uhr am Morgen ihren Beſtan d an Trinkbranntwein zu 
ermitteln. Es iſt der Beſtand feſtzuſtellen, der der er⸗ 
höhten Hektolitereinnahme gemäß § 11 der Kriegswirt⸗ 
ſchaftsverordnung noch nicht unterlegen hat. Die Unter⸗ 
nehmer haben den darauf entfallenden Kriegszuſchlag an 
das Finanzamt abzuführen. Der Kriegszuſchlag beträgt 
1 RM auf 1 Liter reinen Alkohol. Die Höhe des Kriegszu⸗ 
ſchlags entſpricht der gemäß § 11 der Kriegswirtſchaftsver⸗ 
ordnung erhöhten Hektolitereinnahme der Branntwein⸗ 
monopolverwaltung. 


Die Beſtandsverſteuerung bewirkt, daß ſich nach dem 
26. November 1939 kein Trinkbranntwein mehr im Verkehr 
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befindet, der noch nicht mit der erhöhten Hektolitereinnahme 
oder mit dem diefer entſprechenden Kriegszuſchlag belaſtet 
iſt. Es beſteht deshalb nicht mehr die Gefahr, daß Brannt⸗ 
wein aus ſteuerlichen Gründen auf Vorrat eingekauft wird. 
Die Verordnung des Generalbevollmächtigten für die Wirt⸗ 
ſchaft vom 4. September 1939 (RG Bl. S. 1762) iſt ent⸗ 
behrlich geworden. Sie tritt deshalb am 27. November 1939 
außer Kraft. 


Der Kriegszuſchlag iſt ab 27. November 1939 nicht 
mehr geſondert zu berechnen. Er wird in den 
Preis eingerechnet. Er kann deshalb nicht von der Umſatz⸗ 
ſteuer ausgenommen werden. Der Um ſatzſteuer unter⸗ 
liegt der volle Preis einſchließlich des Kriegszuſchlags. 
Es iſt deshalb ab 27. November 1939 auch die Umſatzſteuer 
in den Preis einzuberechnen. 


3. Die jtenerpflidtigen Unternehmer 


Als ſteuerpflichtige Unternehmer kommen alle Unter- 
nehmer in Betracht, die Trinkbranntwein gegen Entgelt 
liefern. Bisher waren nur die Kleinverteiler bon 
Trinkbranntwein kriegszuſchlagpflichtig. Die Beſtandsver⸗ 
ſteuerung haben alle Unternehmer vorzunehmen, die Trink⸗ 
branntwein gegen Entgelt liefern, insbeſondere auch die 
Herſteller und die Groß verteiler. Es kommen 
3. B. in Betracht: die Fabrikanten, Großhändler, Gaſtwirte, 
Deſtillateure, Drogiſten, Apotheker, Lebensmittel⸗ und Fein⸗ 
koſthändler, Konditoren, Kantinen und die Vereine, die 
Branntwein in ihren Vereinsräumen entgeltlich abgeben. 


Es iſt gleichgültig, ob dieſe Unternehmer den Trink— 
branntwein herſtellen oder bearbeiten oder in dem gleichen 
Zuſtand weiterliefern, in dem ſie ihn empfangen haben. Es 
kommt auch nicht darauf an, ob ſie den Trinkbranntwein in 
Flaſchen oder in anderen Gefäßen liefern, oder ob ſie ihn offen 
ausſchänken. Die Unternehmer haben auch die Beſtände zu 
verſteuern, die zur Weiterverarbeitung, z. B. zur Herſtellung 
von Backwaren oder von Süßſpeiſen, beſtimmt ſind. 


4. Die ſteuerpflichtigen Waren 


Trinkbranntweine find ſolche Branntweine und brannt— 
weinhaltigen Zubereitungen, die als Getränk genoſſen zu 
werden pflegen, z. B. Weinbrand, Obſtbrannt⸗ 
wein, Kornbranntwein, Rum, Arrak, Liköre 
u. dgl. Die Branntweine können auch verſchnitten ſein. 
Branntweinhaltige Zubereitungen ſind auch ſolche Getränke, 
die vor dem Genuß noch beſonders bereitet werden, wie 3. B. 
Punſcheſſenzen. Auch der un verarbeitete Brannt⸗ 
wein (unverarbeiteter Monopolſprit), der zur Herſtellung 
von Trinkbranntwein verwendet werden ſoll, iſt kriegszu⸗ 
ſchlagpflichtig. 


Die Hektolitereinnahme der Branntweinmonopolver— 
waltung bleibt in manchen Fällen unerhoben oder ſie wird 
vergütet. Die Fälle, in denen dies geſchieht, find durch die 
Monopolgeſetzgebung oder durch Nunderlaife des Reichs- 
miniſters der Finanzen beſtimmt. Es kommen bier ins- 
beſondere Erzeugniſſe in Betracht, die ausgeführt wer⸗ 
den. Auch die erhöhte Hektolitereinnahme wird in dieſen 
Fällen nicht erhoben oder ſie wird vergütet. Es beſteht kein 
Bedürfnis, die Waren, die der erhöhten Hektolitereinnahme 
nicht unterliegen, zum Kriegszuſchlag heranzuziehen. Der 
Kriegszuſchlag dient nur zum Ausgleich bei den Waren, die 
noch nicht mit der erhöhten Hektolitereinnahme belaſtet wer⸗ 
den konnten, ihrer Art nach aber der erhöhten Hektoliterein⸗ 
nahme unterliegen müßten. Es ſind deshalb die Waren, die 
von der Hektolitereinnahme unbelaſtet bleiben, auch 
nicht kriegszuſchlagpflichtig. 


5. Ermittelung der Beftände 


Es iſt der Beſtand des Trinkbranntweins zu er⸗ 
mitteln, der noch nicht mit der erhöhten Hektoliterein⸗ 
nahme belaſtet iſt. Dieſer Beſtand wird oft vermiſcht ſein 
mit den Beſtänden, die der erhöhten Hektolitereinnahme 
ſchon unterlegen haben. Der Beſtand an noch nicht belaſtetem 
Trinkbranntwein wird in dieſen Fällen nur durch Berech⸗ 


nung ermittelt werden können. Es wird dazu in den meiſten 
Fällen eine Aufnahme des geſamten Lagebeſtands erforder⸗ 
lich ſein, der am 26. November 1939 bei Betriebsſchluß vor⸗ 
handen iſt. 

Der Beſtand an unbelaſtetem Trinkbranntwein, der in 
dieſem Geſamtbeſtand enthalten iſt, kann errechnet werden, 
wenn man frühere Beſtandsaufnahmen und die Waren- 
bewegung der letzten Zeit als Hilfsmittel heranzieht. 


Es kommen als ſolche Hilfsmittel in Betracht 


die Beſtandsaufnahme vom 5. September 1939, die gemäß 
der Anordnung des Generalbevollmächtigten für die 
Wirtſchaft vom 4. September 1939 vorzunehmen war, 

die Beſtandsaufnahme vom 20. Oktober 1939. Die Trink⸗ 
branntweinherſteller waren verpflichtet, dieſe Be⸗ 
ſtandsaufnahme zu machen gemäß einer Anordnung 
des Beauftragten des Reichsnährſtands für die Trink 
branntweinwirtſchaft vom 16. Oktober 1939, 

die Warenbezüge ſeit dem 5. September 1939 und die 
Warenlieferungen ab dem gleichen Zeitpunkt. 


Die beteiligten Organiſationen der gewerblichen Wirt⸗ 
ſchaft werden den Unternehmern beſondere Ratſchläge geben, 
wie ſie am einfachſten die Beſtandsermittlung vornehmen 
können. Eine allgemeine Anweiſung dazu war nicht möglich. 
Die Verhältniſſe liegen in den verſchiedenen Stufen der 
Trinkbranntweinwirtſchaft voneinander ſehr verſchieden. 


Die Unternehmer müſſen die nichtbelaſteten Beſtände ſo 
vollſtandig ermitteln, wie es ihnen mö glich iſt. Sie 
müſſen die Art der Ermittelun g bei der Anmeldung 
der Beſtände angeben. Es muß z. B. geſagt werden, auf 
Grund welcher Unterlagen die Beitände ermittelt worden 
ſind, und es ſind die abſchließenden Zahlen der einzelnen 
Berechnungspoſten in der Anmeldung anzugeben. Die 
Unterlagen ſind aufzubewahren und zur Nach⸗ 
prüfung durch das Finanzamt bereit zu halten. 


Es ſind die Mengen dem Beſtand hinzuzurechnen, die 
der Unternehmer nach dem 26. November 1939 empfängt 
und für die ihm ſein Lieferer weder die erhöhte Hektoliter⸗ 
einnahme noch den Kriegszuſchlag berechnet hat. 


6. Ermittelung des Alkoholgehalts 


Der Alkoholgehalt des noch nicht belaſteten 
Lagerbeſtands muß errechnet werden. Der Alkoholgehalt 
iſt in Litern zu ermitteln. Es wird ſich empfehlen, die 
Waren gleichen Alkoholgehalts bei der Beſtandsfeſtſtellung 
zuſammenzufaſſen. Es können z. B. ſämtliche Trinkbrannt⸗ 
weine mit 85 v. H. Alkoholgehalt zuſammengerechnet 
werden, die in Flaſchen gleicher Größe auf dem Lager ſind. 
Man kann dann aus der Summe der Flaſchen die Geſamt⸗ 
menge des Trinkbranntweins und aus der Geſamtmenge 
des Trinkbranntweins den Alkoholgehalt errechnen. 


Beiſpiel: 
500 Flaſchen verſchiedener Trinkbranntweine mit 35 b. H. 


Alkoholgehalt. Jede Flaſche enthält %, Liter — 375 Liter 
Trinkbranntwein. Hiervon 35 v. H. = 131¼ Liter reiner 
Alkohol. 


Der Alkoholgehalt der Trinkbranntweine iſt den Unter⸗ 
nehmern in der Regel bekannt. Er pflegt auf den Flaſchen⸗ 
ſchildern aufgedruckt zu ſein. Iſt der Alkoholgehalt aus⸗ 
nahmsweiſe nicht bekannt, z. B. bei ausländiſchen Brannt- 
weinerzeugniſſen, ſo iſt die zuſtändige Fachgruppe bereit, 
darüber Auskunft zu geben. 

Die für die einzelnen Warenarten und Waren— 
mengen feſtgeſtellten Alkoholgehalte find zuſammen⸗ 
zuzählen. Es ergibt ſich auf dieſe Weile der Geſamt⸗ 
alkoholgehalt des geſamten unbelaſteten Lagerbeſtands, aus⸗ 
gedrückt in Litern reinen Alkohols. 


7. Verſteuerung 


Der Kriegszuſchlag beträgt 1 RM je Liter 
reinen Alkohols des Geſamtbeſtands an unbelaſtetem 
Trinkbranntwein. 
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Beiſpiel: 

1 Alkoholgehalt des unbelaſteten Trinkbranntwein⸗ 
beſtandes beträgt 131½ Liter. Der Kriegszuſchlag beträgt 
131.25 RM. 

Die Unternehmer haben den Lagerbeſtand und die darin 
enthaltene Menge reinen Alkohols ſpäteſtens am 10. Januar 
1940 beim Finanzamt an zume lden. Es iſt das gleiche 
Finanzamt wie für die Umſatzſteuer des Unternehmers zu⸗ 
ſtändig. Ter Kriegszuſchlag iſt ſpäteſtens am 10. Januar 
1940 an das Finanzamt zu zahlen. Ratenweiſe Abtragung 
des Kriegszuſchlags kann den Unternehmern geſtattet 
werden, denen die pünktliche Entrichtung des vollen Kriegs⸗ 
zuſchlags nicht zugemutet werden kann. Es gelten die 
gleichen Richtlinien wie für die Zahlung des Kriegszuſchlags 
auf die Beſtände an Bier, Tabakwaren und Schaumwein. 


8. Zweifelsfragen 


Es iſt vorgekommen, daß Unternehmer, die den Kriegs⸗ 
zuſchlag gemäß der Anordnung des Generalbevollmächtigten 
für die Wirtſchaft vom 4. September 1939 zu erheben hatten, 


dieſen aus Unkenntnis über ihre Verpflichtung in den erſten 
Tagen nach dem 4. September 1939 noch nicht erhoben 
haben. Es wird dieſen Unternehmern oft nicht möglich ſein, 
von ihren Abnehmern nachträglich den Kriegszuſchlag einzu⸗ 
ziehen. Der Reichsminiſter der Finanzen hat ſich damit ein⸗ 
verſtanden erklärt, daß die Finanzämter in ſolchen Fällen 
ER EDEN nicht nachträglich von den Unternehmern 
erheben. 


Es iſt auch vorgekommen, daß Unternehmer den Kriegs⸗ 
zuſchlag in Fällen glaubten erheben zu müſſen und erhoben 
haben, in denen dies die Anordnung des Generalbevoll⸗ 
mächtigten für die Wirtſchaft vom 4. September 1939 nicht 
vorgeſehen hatte, z. B. beim glasweiſen Ausſchank oder im 
Großhandel. Es iſt auch vorgekommen, daß der Kriegszu⸗ 
ſchlag nicht in der vorgeſchriebenen Höhe von 1 RM je Liter 
reinen Alkohols erhoben wurde, ſondern in Höhe von 
20 v. H. des Kleinhandelspreiſes. Auch dieſe Kriegszu⸗ 
1 müſſen an das Finanzamt abgeführt 
werden. 
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Auslandsbeziehungen im Sprachgebrauch der 
Reichsfinanzverwaltung ſind geſchäftliche 
Beziehungen, die von natürlichen oder juriſtiſchen Perſonen 
über die Reichsgrenze hinweg unterhalten werden 
und über das gewöhnliche Geſchäftsfreunde⸗ 
verhältnis hinausgehen. 


I. Organlehre und Auslandsbeziehungen 
1. Begriff der Organlehre 


Die Organlehre beruht auf dem Grundſatz, daß 
ein rechtlich ſelbſtändiges Unternehmen dann der ſteuer⸗ 
rechtlichen Selbſtändigkeit ermangelt, wenn es organi⸗ 
ieee LO) nd, eo Le 
derart in den Organismus eines anderen, 
übergeordneten Unternehmens ein⸗ 
gegliedert iſt, daß es den Weiſungen dieſes 
Unternehmens zu folgen verpflichtet iſt. 

Die Organlehre iſt im Um ſatzſteuergeſetz und 
im Gewerbeſteuergeſetz geſetzlich verankert. 
Di das Körperſchaftſteuerrecht und Ein⸗ 

ommenſteuerrecht iſt die Organlehre durch die 
Rechtſprechung des RF entwickelt worden. 
a) Umſatzſteuer 

Nach § 2 Abſatz 2 Ziffer 2 UStG liegt eine Organ⸗ 
geſellſchaft vor, wenn eine juriſtiſche Perſon dem Willen 
eines Unternehmers derart untergeordnet iſt, daß ſie keinen 
eigenen Willen hat. Im $ 17 UStDB 1938 iſt hierzu fol- 
gendes ausgeführt: a 

„Eine juriſtiſche Perſon iſt dem Willen eines Unter⸗ 

nehmers dann derart untergeordnet, daß ſie keinen 

eigenen Willen hat (Organgeſellſchaft), wenn ſie nach 
dem Geſamtbild der tatſächlichen Ver⸗ 
hältniſſe finanziell, wirtſchaftlich und 


el 
organiſatoriſch in fein Unternehmen ein- 
gegliedert iſt.“ 


b) Gewerbeſteuer 
Die im § 2 Abſatz 2 Ziffer 2 Satz 2 GewSt enthaltene 
Begriffsbeſtimmung ſtimmt mit der im $ 17 USt dB 1938 


II. Schachtelvergünſtigung und Auslandsbeziehungen 
6. Zweck der Schachtelvergünſtigung, 
7. Organſchaft und Schachtelvergünſtigung, 
8. Die vom Schachtelvorrecht begünſtigten Steuerarten, 
9. Die Auswirkung der Schachtelvergünſtigung bei Auslands⸗ 
beziehungen, 
10. Schachtelvergünſtigung und Doppelbeſteuerungsrecht. 


nahezu wörtlich überein. Es beſtehen nur folgende 
Unterſchiede: Während nach dem Umſatzſteuergeſetz jede 
juriſtiſche Perſon Organgeſellſchaft ſein kann, muß nach dem 
Gewerbeſteuergeſetz die Organgeſellſchaft ſtets Kapital- 
geſellſchaft im Sinn des § 2 Abſatz 2 Ziffer 2 
GewStG fein. Schließlich muß das beherrſchende Unter⸗ 
nehmen ein inländiſches Unternehmen ſein. 


c) Körperſchaftſteuer 

Um als unſelbſtändige Geſellſchaft, als Glied (Organ), 
Angeſtellte eines anderen Unternehmens anerkannt werden 
zu können, muß eine Geſellſchaft nach der ſtändigen Recht⸗ 
ſprechung des Senats finanziell, wirtſchaftlich 
und organiſatoriſch in das andere geſchäftliche 
Unternehmen — nach Art einer bloßen Geſchäfts⸗ 
abteilung — eingegliedert fein (RH vom 26. Juli 
1932, RStBl. 1933 S. 136). Es muß ein Handeln der Unter⸗ 
geſellſchaft auf eigene Rechnung und Gefahr im Innen⸗ 
verhältnis ausgeſchloſſen ſein. Es muß für ſie vor 
allem ein perſönliches Unterordnungsverhältnis gegenüber 
dem anderen Unternehmen als ihrem Dienſtherrn in der 
Art beſtehen, daß ſie in den geſchäftlichen Angelegenheiten 
grundſätzlich — mit dem etwaigen Vorbehalt einer ihr 
möglicherweiſe zugeſtandenen gewiſſen Bewegungsfreiheit — 
den Weiſungen des Dienſtherrn zu folgen hat, d. h. rechtlich 
zu ihrer Befolgung gezwungen werden kann. Sie muß ſich 
alſo deſſen perſönliches Eingreifen in den von ihr geleiteten 
Betrieb gefallen laſſen. Betreibt die Obergeſellſchaft kein 
geſchäftliches Unternehmen, ſo iſt die Unter⸗ 
geſellſchaft kein Organ (RStl. 1939 S. 1059). Diele 
Grundſätze des Rich gelten auch für das Körperſchaft⸗ 
ſteuergeſetz 1934 (Hinweis auf die Begründung zum 
KStG 1934). 


d) Einkommenſteuer 

Im Urteil vom 19. Oktober 1937 (RStBl. 1938 S. 184) 
führt der Körperſchaftſteuerſenat aus, daß für das Körper⸗ 
ſchaftſteuerrecht eine juriſtiſche Perſon auch als 
Organ einer nichtjuriſtiſchen Perſon anerkannt 
werden kann. Im Urteil des Einkommenſteuerſenats vom 
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1. Dezember 1937 (RStBl. 1938 S. 182) heißt es: „Eine 
Gmbc kann für die Einkommenſteuer Organgeſellſchaft 
für den Betrieb eines Einzelkaufmanns ſein.“ 

Der Geſchäftsherr kann natürlich auch eine OH G oder 
Kommanditgeſellſchaft ſein. 


2. Die Auswirkungen der Anerkennung der Organlehre für 
die einzelnen Steuerarten 


Der Begriff der Organſchaft iſt dem Umſatzſteuerrecht, 
dem Gewerbeſteuerrecht, dem Körperſchaftſteuerrecht und 
dem Einkommenſteuerrecht gemeinſam. Die Auswirkung bei 
den einzelnen Steuerarten iſt jedoch verſchieden. 


a) Umſatzſteuer 

Umſätze, die eine Organgeſellſchaft tätigt, ſind 
ſteuerrechtlich Umſätze der fie beherrſchenden 
Obergeſellſchaft. Steuerſchuldner iſt immer die be⸗ 
herrſchende Obergeſellſchaft. Die im eigenen Namen auf⸗ 
tretende Organgeſellſchaft haftet für die Steuerſchuld ihrer 
Obergeſellſchaft nach 8 114 AO. 


b) Gewerbeſteuer 

Die Organgeſellſchaft gilt im Gewerbeſteuerrecht als 
Betriebſtätte des beherrſchendden Unter⸗ 
nehmens. ($ 2 Abſatz 2 Ziffer 2 Satz 2 GewStG.) Nach 
den Gewerbeſteuerrichtlinjen 1938 (VI, 2) folgt daraus aber 
nicht, daß der dem Gewerbeertrag zugrunde zu legende 
Gewinn für das beherrſchende Unternehmen und für die 
Organgeſellſchaft einheitlich zu ermitteln iſt. Die Gewinne 
der Obergeſellſchaft und der Untergeſellſchaft dürfen nicht 
etwa abweichend von der körperſchaftſteuerlichen Behandlung 
in einer einheitlichen Bilanz zuſammengefaßt werden. Es 
verbleibt vielmehr, ſowohl bei dem beherrſchenden Unter- 
nehmen als auch bei der Organgeſellſchaft in demſelben 
Umfang bei der getrennten Gewinnermittlung, wie ſie 
bei der Körperſchaftſteuer durchgeführt wird. Entſprechend 
der getrennten Gewinnermittlung ſind auch die Gewerbe⸗ 
erträge für die Obergeſellſchaft und die Untergeſellſchaft 
getrennt zu ermitteln. Gleiches gilt für die Ermittlung 
der Gewerbekapitalien. Zur Vermeidung einer 
doppelten ſteuerlichen Belaſtung unterbleiben jedoch Hinzu⸗ 
rechnungen nach $ 8 und § 12 Abſatz 2 GewStG, ſoweit die 
für die Hinzurechnung in Frage kommenden Poſten bereits 
bei der Ermittlung des Gewerbeertrages oder des Gewerbe⸗ 
kapitals einer Konzerngeſellſchaft berückſichtigt ſind. 
Beiſpiel: 

Die Obergeſellſchaft hat der Organgeſellſchaft einen 
Dauerkredit von 1 Million Reichsmark eingeräumt. Hier iſt 
die eine Million Reichsmark bei dem Gewerbeertrag mit den 
Binjen) und bei dem Gewerbekapital (mit der Summe) bei der 
Obergeſellſchaft berückſichtigt. Infolgedeſſen iſt ſie bei der Er⸗ 
mittlung des Gewerbeertrags und des Gewerbekapitals bei der 
Untergeſellſchaft nicht mehr hinzuzurechnen. 

Auf die Summe der Gewerbeerträge und der Gewerbe⸗ 
kapitalien ſind die Steuermeßzahlen anzuwenden. Der ſich 
danach ergebende einheitliche Steuermeßbetrag wird nach 
den Vorſchriften über die Zerlegung auf die Gemein- 
den, in denen Betriebitätten vorhanden ſind, zerlegt. 

In den Fällen, in denen ein Organverhältnis zwiſchen 
dem Unternehmen eines Einzelkaufmanns oder einer Per⸗ 
ſonengeſellſchaft und einer Kapitalgeſellſchaft beſteht, iſt zu 
beachten, daß in dem Einheitswert und damit auch in dem 
Gewerbekapital des Einzelunternehmens oder der Perſonen⸗ 
geſellſchaft — anders als in den Fällen, in denen das be⸗ 
herrſchende Unternehmen eine Kapitalgeſellſchaft iſt (Schach⸗ 
telvergünſtigung) — die Anteile an der Organgeſellſchaft 
voll enthalten find. Zur Vermeidung einer doppelten ſteuer⸗ 
lichen Belaſtung müſſen die Wertanſätze für die Anteile an 
der Organgeſellſchaft an dem Einheitswert des beherricen- 
den Unternehmens ausgeſchieden werden. Für die Feſt⸗ 
ſetzung des einheitlichen Steuermeßbetrages ſind auf die 
Geſamtheit der Gewerbeerträge die Steuermeßzahlen an⸗ 
zuwenden, die nach § 11 GewStG für das beherrſchende 
Unternehmen maßgebend ſind. 


c) Körperſchaftſteuer 
Die perſönliche Körperſchaftſteuerpflicht bleibt 
grundſätzlich beſtehen. Die Weiterführung der Organlehre 


zur ſogenannten Filialtheorie iſt vom RSS abge⸗ 
lehnt worden (RStBl. 1934 S. 684). Iſt bei der Unter⸗ 
geſellſchaft die Organſchaft gegeben, ſo beſtehen die Auswir⸗ 
kungen des Organverhältniſſes darin, daß bei ſeinem Vor⸗ 
liegen Gewinnabführungs⸗- oder Gewinn⸗ 
ausſchluß vereinbarungen, die ſonſt die Steuer⸗ 
pflicht des Gewinns nicht berühren dürfen (§ 7 Satz 1 
KSt), auch ſteuerlich als wirkſam anerkannt 
werden müſſen. Nur wenn der Gewinn einer Organgeſell⸗ 
ſchaft auf Grund beſonderer Vereinbarungen 
zlwiſchen Dienſtherrn und Organ oder auf Grund binden- 
der Weiſungen des Dienſtherrn an dieſen abzuführen 
tft, ſtellt er nicht mehr eigenes Einkommen der Organgreſell⸗ 
ſchaft dar (R vom 11. Oktober 1928, RStBl. 1928 S. 360). 
Derartige Vereinbarungen oder Weiſungen müſſen aber, 
wenn ihnen ſteuerliche Wirkſamkeit zukommen fol. ſich auf 
die geſamte Tätigkeit oder doch auf ein beſtimmt 
abgegrenztes Tätigkeitsgebiet des Organs 
beziehen und grundſätzlich für eine längere Dauer be⸗ 
ſtimmt fein. Sie müſſen ſich auf das volle Geſchäfts⸗ 
ergebnis der geſamten Tätigkeit oder des beſtimmt ab⸗ 
gegrenzten Teilgebiets der Tätigkeit des Organs erſtrecken 
(Rich vom 31. Oktober 1933, RStBl. 1934 S. 684 und vom 
3. November 1936, RStBl. 1937 S. 167). Vereinbarungen 
etwa in dem Sinn, daß nur der Gewinn an die Ober⸗ 
geſellſchaft abzuführen, der Verluſt aber von der Unter⸗ 
geſellſchaft zu tragen iſt, oder umgekehrt, daß der Ge⸗ 
winn der Untergeſellſchaft dieſer verbleiben, der Verluſt 
aber zu Laſten der Obergeſellſchaft gehen ſoll, können als 
ſteuerlich wirkſam nicht anerkannt werden (RStBl. 1934 
S. 684). Eine von Jahr zu Jahr verſchiedene Preisgeſtal⸗ 
tung bei der Warenlieferung einer Organgeſellſchaft an ihre 
Obergeſellſchaft, durch die der Gewinn bald der Organgeſell⸗ 
ſchaft voll belaſſen, bald ganz oder zum Teil auf die Ober⸗ 
geſellſchaft übertragen wird, kann nicht als eine die ſteuer⸗ 
liche Auswirkung des Organverhältniſſes bedingende Ge⸗ 
winnabführungsvereinbarung anerkannt werden (RStBl. 
1939 S. 948). Auch eine Abrede, die lediglich eine Ge⸗ 
winnabführungs verpflichtung enthält, aber 
die Frage der Verluſtübernahme überhaupt 
nicht behandelt, iſt ſteuerlich bedeutungslos. Nur 
Vereinbarungen, die klar berausſtellen, daß ſowohl die 
Gewinne als auch die Verluſte zugunſten oder zu Laſten 
der Obergeſellſchaft gehen, haben ſteuerliche Wirkung. Dieſe 
Vereinbarungen, die auch formlos getroffen werden 
können, müſſen in unzweideutiger Form der Steuer⸗ 
behörde nachgewieſen werden. Sie müſſen bereits am Ende 
des Wirtſchaftsjahres vorliegen, für das die Auswirkungen 
der Oraganſchaft begehrt werden (Rich vom 29. November 
1938, RStBl. 1939 S. 357). Bei Vorliegen dieſer Vor⸗ 
ausſetzungen hat die Obergeſellſchaft den von der 
Organgeſellſchaft erzielten Gewinn zu 
verſteuern (RStBl. 1932 S. 946). Dem ſteuerpflichti⸗ 
gen Einkommen der Obergeſellſchaft iſt dann nicht nur der 
tatſächlich an ſie abgeführte oder der in der Handelsbilanz 
der Organgeſellſchaft erſcheinende Gewinn, ſondern der für 
die Organgeſellſchaft nach den Vorſchriften des Kör ⸗ 
perſchaftſteuergeſetzes zu berechnende Gewinn hin⸗ 
zuzurechnen (Rat vom 18. Februar 1933, RStBl. 1933 


S. 647). 


Die Anerkennung der ſteuerlichen Wirkſamkeit von 
Gewinnabführungsvereinbarungen wirkt ſich auf die 
Steuerleiſtung im allgemeinen nicht aus, 
ſolange weder die Obergeſellſchaft noch die 
Organgeſellſchaft mit Verluſten arbeitet. 
Erſt wenn die Obergeſellſchaft oder die Untergeſellſchaft 
einen Verluſt ausweiſt, tritt durch die Zuſammen⸗ 
rechnung der Ergebniſſe beider Geſell⸗ 
ſchaften eine Minderung der Steuerleiſtung ein. 
Noch günſtiger iſt für den Steuerpflichtigen das Ergebnis, 
wenn anerkannt iſt, daß eine Organgeſellſchaft mehrere 
Obergeſellſchaften als Dienſtherren hat, und z. B. jede mit 
wenigeralseinem Viertel am Kapital der Organ⸗ 
geſellſchaft beteiligt iſt. In dieſem Fall wird die ſonſt durch 
die Verſagung der Schachtelvergünſtigung gebotene 
doppelte Beſteuerung des Gewinns bei der Unter- und 
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bei der Obergeſellſchaft völlig befeitigt. (Aber Hinweis 
auf d letzter Satz.) 


d) Einkommenſteuer 


Iſt der Geſchäftsherr ein Einzelkauf mann oder 
eine Perſonengeſellſchaft (OSG, KG), dann iſt 
der geſamte Gewinn der Organgeſellſchaft 
bei dem Einzelkaufmann oder bei den Geſellſchaftern der 
Perſonengeſellſchaft zur Einkommenſteuer heran⸗ 
zuziehen. Der Körperſchaftſteuer unterliegt er 
überhaupt nicht. Dieſe Auswirkung tritt aber nur 
ein, wenn eine eindeutige Gewinnabführungs⸗ oder 
Gewinnausſchlußvereinbarung vorliegt. 

Die Anerkennung der Organlehre bei der Einkommen⸗ 
ſteuer wirkt ſich für den Steuerpflichtigen günſtig aus. 
Bei der Geſellſchaft fällt die Körperſchaft⸗ 
ſteuer völlig fort und bei den Geſellſchaftern 
die Einkommenſteuer für die Gewinnaus⸗ 
ſchüttung. Für den Ausfall der Körperſchaftſteuer kann 
allerdings ein Erſatz durch einen höheren Einkommen⸗ 
ſteuerſatz eintreten. Ergibt ſich, daß die Organgeſellſchaften 
aus zwingenden nicht ſteuerlichen Gründen 
ins Leben gerufen wurden, dann beſtehen gegen die Grün⸗ 
dung der Organgeſellſchaften keine Bedenken. Es iſt jedoch 
ſorgfältig zu prüfen, ob ein Mißbrauch vorliegt. 


e) Vermögenſteuer 


Die Geſellſchaft, die Orqan einer anderen iſt, bleibt 
perſönlich ſteuerpflichtig. Nur wenn ein Treu⸗ 
handverhältnis vorliegt, iſt der Treugeber vermögenſteuer⸗ 
pflichtig. Der Acc führt hierzu in feinem Gutachten vom 
26. Juli 1932 (RStBl. 1933 S. 136) folgendes aus: 


„Für das Gebiet der Einheitsbewertung hat der 
Rec in ſtändiger Rechtſprechung beim Organverhältnis 
die Theorie der Vermögenseinheit abgelehnt und 
daran feſtgehalten, daß das Vermögen einer Organgeſell⸗ 
ſchaft nicht ohne weiteres der Obergeſellſchaft zuzurechnen 
iſt, ſondern nur dann, wenn ein beſonderes Treu⸗ 
handverhältnis vereinbart iſt, kraft deſſen der 
Obergeſellſchaft das wirtſchaftliche Eigentum 
an dem Vermögen der Organgeſellſchaft zuſteht.“ 


3. Die inländiſchen Organgeſellſchaften ausländiſcher Ober⸗ 
geſellſchaften 

a) Körperſchaftſteuer 

Der RH hat in den Entſcheidungen vom 30. Januar 
1930 (RStBl. 1930 S. 148) und vom 16. September 1930 
(RStBl. 1930 S. 757) zum Ausdruck gebracht, daß eine ın- 
län diſche Tochtergeſellſchaft mit eigener 
Rechtsfähigkeit im Verhältnis zur ausländi⸗ 
ſchen Muttergeſellſchaft den Charakter einer 
Zweigniederlaſſung haben kann. Um eine Zweig⸗ 
niederlaſſung handelt es ſich, wenn eine inländiſche Ge⸗ 
ſchäftsſtelle den wirtſchaftlichen Zwecken der 
ausländifhen Obergeſellſchaft, von der fie 
ihre finanzielle Kraft empfängt und an die ſie ihren Ge⸗ 
winn abzuführen hat, dienſtbar gemacht wird. Nach 
außen bin muß fie mit einer gewiſſen Selbſtän⸗ 
digkeit ausgeſtattet fein, die es ihr ermöglicht, innerhalb 
des ihr übertragenen Wirkungskreiſes für das ausländiſche 
Hauptunternehmen ſelbſtändig tätig zu werden (RF H vom 
3. Februar 1934, RStBl. 1934 S. 665). Es iſt jedoch nicht 
erforderlich, daß die inländiſche Geſellſchaft diejenigen Merk⸗ 
male aufweiſt, welche für die Anerkennung der Organ- 
geſellſchaft nach der Rechtſprechung des Rc Voraus⸗ 
ſetzung find (RF H vom 30. Januar 1930, RStbl. 1930 
S. 148). Daraus geht hervor, daß eine inlän⸗ 
diſche Organgeſellſchaft ſtets als Zweig⸗ 
niederlaſſung und damit als Betriebſtätte 
der ausländiſchen Obergeſellſchaft anzu⸗ 
ſehen iſt. Die Beſteuerung einer inländiſchen Organ⸗ 
gefellſchaft hat alſo nach den Grundſätzen zu erfolgen, die 
für die Beſteuerung von inländiſchen Be⸗ 
triebſtätten von aunsländiſchen Geſellſchaf⸗ 
ten gelten. 


Wird nun eine in die Form einer rechtlich ſelbſtändigen 
Kapitalgeſellſchaft gekleidete inländiſche Körperſchaft ſteuer⸗ 
lich als unſelbſtändige inländiſche Zweigniederlaſſung (Be⸗ 
triebftätte) eines ausländiſchen Unternehmens behandelt, fo 
hat das zur Folge, daß die Betriebſtättetrotzihrer 
juriſtiſchen Selbſtändigkeit ſteuerlich nicht 
mehr als ſubjektiv ſteuerpflichtiges ſelb⸗ 
ſtändiges G 


il 

ie ft (ARTS vom 20. September 1932, 
RStBl. 1932 S. 1029). Die Betriebſtätte und ihre 

ſell t ftehben ſich nicht mehr als 

tändige ſubjektiv fteuer- 
e gegenüber. Die Betrieb- 
felbftändiger Teil ihrer 
Obergeſ ſie bildet mit dieſer ein 
1936, RStBl. 1936 S. 899). Steuerpflichtig, und 
zwar beſchränktſteuerpflichtig, iſtallein die 
ausländiſche Obergeſellſchaft mit dem im 
Inland erzielten Gewinn. Dieſer Gewinn 
gilt als gewerblicher Gewinn. Die auslän⸗ 
diſche Obergeſellſchaft hat dann nicht 
nebenher noch die aus den Erträgniſſen der 
inländiſchen Zweigniederlaſſungen aus⸗ 
geſchütteten Gewinne als Einkommen aus 
Dividenden u. dgl. nach § 3 Abſatz 1 Nr. 2 
KStG, § 3 Abſatz 2 Nr. 7 EStG zu verſteuern 
(Ric vom 20. September 1932, RStBl. 1932 S. 1029). 


Die Ermittlung der Einkünfte bei Betriebſtätten be⸗ 
ſchränkt Steuerpflichtiger iſt oft mit Schwierigkeiten ver⸗ 
knüpft. Es kommt hierbei immer auf den Einzelfall an. 
Dabei find die Richtlinien zu beachten. die der Rich in 
ſeiner ſtändigen Rechtſprechung herausgearbeitet hat. 

Grundſätzlich iſt davon auszugehen, daß auslän⸗ 
diſche Obergeſellſchaft und inländiſche 
Tochtergeſellſchaft wirtſchaftlich eine Ein⸗ 
heit bilden. Deshalb zählen zu den ſteuerpflichtigen in⸗ 
ländiſchen Einkünften der ausländiſchen Obergeſellſchaft 
nicht nur der von der inländiſchen Zweigniederlaſſung 
buchmäßig ausgewieſene Gewinn, ſondern auch die 
hieran gekürzten, an die ausländiſche Obergeſellſchaft ge⸗ 
zahlten Lizenzgebühren und Kreditzinſen 
(Ry vom 26. Oktober 1937, RStBl. 1938 S. 46). Vielfach 
wird trotz Anerkennung des Grundſatzes, daß nur das im 
Inland erzielte Einkommen der inländiſchen Beſteuerung 
zu unterwerfen iſt, eine rechneriſche Ermittlung des 
im Inland wirklich erzielten Einkommens nicht möglich 
ſein. Das Einkommen der inländiſchen Betriebſtätte muß 
dann in Teilen vom Einkommen des Geſamt⸗ 
unternehmens geſchätzt werden. Die Schätzung 
kann der Steuerpflichtige nicht dadurch vermeiden, daß er 
zum Nachweis feines Inlandseinkommens auf eine tech- 
niſch ſorafältige Buchführung Bezug nimmt. 
Dieſe verbürgt oft bei den engen Verbindungen mit der 
ausländiſchen Obergeſellſchaft noch keine fachliche Richtigkeit 
(RZH vom 16. September 1930, RStBl. 1930 S. 757). Auch 
kann es bei der Ermittlung der Höhe der Einkünfte nicht 
darauf ankommen, welche Einkünfte rein äußerlich im 
Inland und welche im Ausland gebucht werden. Die 
Leitung des Geſamtunternehmens hat es 
völlig in der Hand, wo fie die Gewinne in 
die Erſcheinung treten laſſen will. Bei einer 
derart äußerlichen Betrachtung würde man 
die Entſcheidung über die Höhe der inlän⸗ 
diſchen Beſteuerung allein dem Steuer- 
pflichtigen überlaſſen (RꝗcH vom 5. Mai 1936, 
RStBl. 1936 S. 837). Will der Steuerpflichtige, 
daß der Beſteuerung ſeine Buchführung zu⸗ 
grunde gelegt werden ſoll, ſo muß die Buch⸗ 
führung der inländiſchen Betriebſtätte den 
Teil des Geſamtgewinnes des Geſamt⸗ 


unternehmens ausweiſen, der der Bedeu⸗ 
tung ihrer Tätigkeit im Rahmen des Ge⸗ 
ſamterfolges entſpricht. 
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Die Beweislaſt für die fachliche Richtigkeit der 
Buchführung obliegt dem Steuerpflichtigen, da es ſich hier 
um Verhältniſſe handelt, die in das Ausland hinüber⸗ 
ſpielen (RStBl. 1930 S. 151 und RStBl. 1935 S. 306). 
Hier find ſehr ſtrenge Anforderungen zu ſtellen. 
Eidesſtattliche Verſicherungen von Perſonen, die im Aus⸗ 
land leben, können in der Regel nicht als Beweis⸗ 
mittel dienen, da dieſe ſich einer ſtrafrechtlichen Verfol⸗ 
gung entziehen können. 

Oft werden die Steuerbehörden die Einkünfte folcher 
beſchränkt ſteuerpflichtigen Körperſchaften zu ermitteln 
haben, die im Inland lediglich Verkaufstätig⸗ 
keit betreiben. Zu der Beſteuerung dieſer Verkaufsgeſell⸗ 
ſchaften, die Betriebſtätten des ausländiſchen 
Oberunternehmens find, hat der RFS im Urteil 
vom 13. Juli 1938 (RStBl. 1938 S. 863) eingehend Stel⸗ 
lung genommen. Wegen der darin für Betriebſtätten 
enthaltenen grundſätzlichen Ausführungen wird nachſtehen⸗ 
der Auszug wörtlich wiedergegeben: 


„Der Geſetzgeber geht grundſätzlich davon aus, daß 
bei beſchränkt Steuerpflichtigen die auf das Inland ent⸗ 
fallenden Einkünfte im Sinn des § 49 EStG, alſo auch 
der Gewinn aus einer im Inland unterhaltenen Betrieb⸗ 
ſtätte, geſondert berechnet werden. Dies ergibt ſich vor 
allem aus 8 50 Abſatz 5 EStG, wonach die Finanzämter 
einen Pauſchbetrag feſtſetzen können, wenn eine geſonderte 
Berechnung der Einkünfte' beſonders ſchwierig iſt. Bereits 
die Feſtſtellung des Geſamtgewinns des Unternehmens, 
aus dem der Gewinn der inländiſchen Betriebſtätte ent⸗ 
nommen werden ſoll, wird mit Schwierigkeiten verknüpft 
ſein, wenn er zum Vergleich mit dem nach inländiſchen 
Grundſätzen feſtzuſtellenden Gewinn der Betriebſtätte ge⸗ 
eignet ſein ſoll. Zahlreiche Poſten müſſen geſchätzt werden. 
Daher wird ein gerechter Maßſtab zu ſuchen ſein, nach 
dem der Gewinn auf die inländiſche und die ausländiſche 
Betriebſtätte verteilt wird. Ein ſolcher Maßſtab iſt weder 
im Geſetz noch in den Durchführungsverordnungen oder 
in Verwaltungsanweiſungen enthalten. In den Veran⸗ 
lagungsrichtlinien 1934 iſt unter F5 Abſatz 4 (RSthBl. 
1935 S. 402) lediglich darauf hingewieſen, daß bei Zweig⸗ 
niederlaſſungen beſchränkt Steuerpflichtiger der Gewinn 
auch fo ermittelt werden konn, daß der Geſamtaewinn 
nach Maßgabe der Umſatzarößen zwiſchen Zweianieder⸗ 
laſſung und Geſamtbetrieb aufgeteilt wird. Im Schrift⸗ 
tum und in der Praris find noch andere Aufteilungsmaß⸗ 
ſtäbe für anwendbar erklärt worden, jo die Zahl der Be⸗ 
ichäftinten. die gezahlten Arbeitslöhne, die Zahl der für 
die Betriebsart eigentümlichen Arbeitsmaſchinen, die 
Höhe des anteiligen Betriebsvermögens. Auch iſt auf eine 
entſprechende Anwendung der Vorſchriften des Finanzaus⸗ 
gleichsgeſetzes und des Gowerbeſteuergeſetzes über die Auf⸗ 
teilung des Steueraufkommens oder der Steuermeß⸗ 
beträge auf mehrere Länder oder Gemeinden hingewieſen 
worden, in denen Betrjebſtätten unterhalten werden. 
Dieſe Maßſtäbe ſind brauchbar, wenn der 
inländiſche Betrieb ähnlich wie der Ge⸗ 
ſamtbetrieb aufgebaut iſt, alſo wenn es 
ſich bei der inländiſchen und ausländi⸗ 
ſchen Betriebſtätte z. B. nur um Herſtel⸗ 
lunaſtätten oder nur um Vertriebſtätten 
handelt. Sie find aber ungeejgnet, wenn die in⸗ 
ländiſche und die ausländiſche Betriebſtätte verſchie⸗ 
dene Aufgaben haben, z B. wenn es ſich um einen aus⸗ 
ländiſchen Fabrikationsbetrieb und einen 
inländiſchen Abſatzbetrieb handelt In 
derartigen Fällen können nicht die Einkünfte als Gewinn 
betrachtet werden, die rein äußerlich im Anland oder 
im Ausland anfallen oder gebucht werden, ſondern 
der Gewinn, der durch die Tätiakeit der inlän⸗ 
diſchen Betriebſtätte im Rahmen des ge⸗ 
ſamten Unternehmens erzielt worden iſt. Der 
MARS hat bereits gelegentlich der Entſcheidung über die 
Frage. ob einer Betriebſtätte, die lediglich Ausgaben habe, 
ein Anteil am Geſamtaewinn zuzuteilen ſei, es für un⸗ 
zuläſſig erklärt, die geſamten Einkünfte ala inländiſche zu 
betrachten, wenn die inländiſche Betriebſtätte lediglich als 


Verkaufſtelle einer in einem anderen Staat belegenen Er⸗ 
zeugungſtätte die geſamten Einkünfte zunächſt erlöſt (Rach 
vom 29. Oktober 1935, Bd. 38 S. 305, RSthBl. 1935 
S. 1516). Der Gewinn eines Unternehmens 
iſt auf das Zuſammenwirken aller Be⸗ 
triebsteile zurückzuführen. Der inlän⸗ 
diſchen Betriebſtätte iſt demnach der Teil 
des Geſamtgewinns zuzuweiſen, der der 
Bedeutung ihrer Tätigkeit im Rahmen 
des Geſamterfolgs entſpricht. Die Anwen⸗ 
dung dieſes Grundſatzes kann im Einzelfall ſchwierig ſein. 
Dies hat wohl auch den Geſetzgeber veranlaßt, das Pau⸗ 
ſchalierungsverfahren zuzulaſſen. Einen Anhalt für 
einen gerechten Verteilungsmaßſtab kann 
der Gewinn gleicher oder gleichartiger 
inländiſcher ſelbſtändiger Unternehmen 
ähnlicher Größe bilden (fiehe § 34 EStG 1925). 
Ein ſolcher Vergleich kann auch im Intereſſe der Gleich⸗ 
mäßigkeit der ſteuerlichen Belaſtung inländiſcher Betrieb⸗ 
ſtätten ausländiſcher Unternehmen gegenüber inländiſchen 
ſelbſtändigen derartigen Unternehmen zweckmäßig ſein.“ 
Der Rich kommt dann zu dem folgenden Ergebnis: 

„Iſt der Erfolg im gleichen Maß der 
Herſtellungs⸗- wie der Vertriebstätigkeit 
zuzuſchreiben, fo wird vom Geſamt⸗ 


gewinn die Hälfte als Einkünfte der in⸗ 
ländiſchen Betriebſtätte betrachtet werden 
können. Beſteht dagegen die Auffaſſung, 
daß die Abſatzſeite oder die Herſtellungs⸗ 
ſeite infolge beſonderer Verhältniſſe 


ſtärker zum Erfolg beigetragen hat, dann 
wird der auf das Inland entfallende An⸗ 
teil entſprechend erhöht oder ermäßigt 
werden müſſen.“ 


Iſt das beſchränkt ſteuerpflichtige ausländiſche Ober⸗ 
unternehmen keine juriſtiſche Perſon, dann unter⸗ 
liegt es mit feinen inländiſchen Einkünften der be- 
ſchränkten Einkommenſteuerpflicht. 


b) Gewerbeſteuer 


Die Anerkennung der Organſchaft eines Unternehmens 
iſt nach $ 2 Abſatz 2 Ziffer 2 GemSt& nur zuläſſig, wenn 
das beherrſchende Unternehmen ein inländ iſches Unter⸗ 
nehmen iſt. Abraham zieht daher in ſeinem Erläuterungs⸗ 
buch S. 55 den Schluß, daß Organe ausländiſcher 
Unternehmungen als ſelbſtändige Unter⸗ 
nehmungen zu behandeln ſeien. Dieſer Anſicht vermag 
ich nicht beizutreten, denn Organgeſellſchaften erfüllen — 
unabhängig von der Frage der gewerbeſteuerrechtlichen 
Anerkennung der Organſchaft — ſtets den Begriff der 
Zweigniederlaſſung im Sinn des $ 16 St AnpG. 
Sie ſind damit auch gewerbeſteuerrechtlich un⸗ 
ſelbſtändige Betriebſtätten des beherrſchenden 
Unternehmens. Die Ermittlung des Gewerbeertrags 
dieſer Betriebſtätten muß daher nach den gleichen 
Grundſätzen wie die des Gewinns bei der 
Einkommen⸗ und Körperſchaftſteuer erfol⸗ 
gen. Es wird daher auf den vorhergehenden Abſchnitt 
Bezug genommen. Als Gewerbekapital der inländi⸗ 
ſchen Betriebſtätte des ausländiſchen Oberunternehmens gilt 
der Einheitswert im Sinn des Reichsbewer⸗ 
tungsgeſetzes. Hinſichtlich der Ermittlung dieſes Ein⸗ 
heitswertes wird auf den folgenden Abſchnitt verwieſen. 


c) Vermögenſteuer und Aufbringung 

Der Reichsfinanzhof hat wiederholt ausgeſprochen, daß 
eine inländiſche Tochtergeſellſchaft nicht ſchon beim Beſtehen 
einer gewiſſen Abhängigkeit von ihrer ausländiſchen Ober⸗ 
geſellſchaft lediglich als deren Betriebſtätte und demgemäß 
die Obergeſellſchaft als Eigentümerin des inländiſchen Be⸗ 
triebsvermögens angeſehen werden kann. Soll die inlän⸗ 
diſche Tochtergeſellſchaft als Betriebſtätte 
der ausländiſchen Obergeſellſchaft angeſehen 
werden, dann bedarf es für eine derartige Annahme be⸗ 
ſonders enger Bindungen und Verein ⸗ 
barungen (RF vom 30. Juni 1933, RStBl. 1933 
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S. 889, und RJ vom 30. Mai 1934, RStBl. 1934 S. 954). 
Dieſe liegen dann vor, wenn die zwiſchen der Obergeſell⸗ 
ſchaft und der Untergeſellſchaft rechtlich beſtehenden 
Bindungen und tatſächlich — durch Perſonen⸗ 
gleichheit oder Beteiligung — vorhandenen Ver⸗ 
flechtungen von den Geſchäftsbeziehungen, wie fie 
zwifchen einander fremden Unternehmungen 
üblich find, abweichen (RH vom 10. September 1936, 
RStl. 1936 S. 1161). Eine ſolche Abweichung 
von den normalen Geſchäfts beziehungen 
iſt bei einer Organgeſellſchaft oft anzu⸗ 
treffen; denn eine Organgeſellſchaft iſt durch ihre 
finanzielle wirtſchaftliche und organiſa⸗ 
toriſche Abhängigkeit von der Obergeſellſchaft dem 
Willen dieſer derart untergeordnet, daß fie keinen eige⸗ 
nen Willen mehr hat. Eine Anerkennung der 
Organgeſellſchaft als inländiſche Betrieb⸗ 
itätte führt zu dem Schluß, daß die Einheits⸗ 
bewertung des inländiſchen Betriebsver⸗ 
mögens vorzunehmen iſt, und die ausländiſche 
Obergeſellſchaft dann inſoweit der be⸗ 
ſchränkten Vermögenſteuerpflicht i n 
Deutſchland unterliegt. Bei der Feſtſtellung des 
Inlandsvermögens eines beſchränkt ver⸗ 
mögenſteuerpflichtigen Betriebs iſt nach der 
Entſcheidung des Rd (NS. 1934 S. 738) regel⸗ 
mäßig vom Geſamtbetriebs vermögen der im 
Inland und Ausland befindlichen Betriebsgegenſtände der 
wirtſchaftlichen Einheit, zu der der inländiſche Betrieb ge- 
hört, auszugehen. Zum Geſamtbetriebsvermögen gehört 
dabei alles, was den Geſamtzwecken des Geſamtunter⸗ 
nehmens dient. Iſt das Geſamtbetriebsvermögen der auf 
das Inland und Ausland ſich erſtreckenden wirtſchaftlichen 
Einheit feſtgeſtellt, dann iſt ausdem Geſamtverm ögen 
der auf das inländiſche Betriebsvermögen ent- 
fallende Anteil nach wirtſchaftlichen Geſichts⸗ 
punkten durch Schätzung abzuleiten. Hinweis auf 
Kratz (DStg 1937 Nr. 25). 

Der für die Einheitsbewertung des inländiſchen Be⸗ 
triebsvermögens der ausländiſchen Obergeſellſchaft feſt⸗ 
geſtellte Wert iſt auch für die Aufbringungsumlage 
maßgebend. 


d) Umſatzſteuer 

Bei der Umſatzſteuer wird oft fälſchlich der Steuerſatz 
von ½ b. H. angewendet, obwohl der Steuerſatz von 2 v. H. 
in Betracht kommt. 

Stellt die ausländiſche Obergeſellſchaft die Waren, die 
die inländiſche Organgeſellſchaft im Inland vertreibt, im 
Ausland ſelbſt her, dann entfällt der ermäßigte Steuerſatz 
von ½ v. H. gemäß §7 Abſatz 3 UStG, da beide Unter⸗ 
nehmen eine Einheit bilden und das auslän⸗ 
diſche Herſtellungsunternehmen ſteuerpflichtig iſt. Iſt hin⸗ 
gegen das ausländiſche Oberunternehmen Händler, dann 
fällt der ermäßigte Steuerſatz oft deswegen fort, weil der 
Nämlichkeits nachweis und Buchnachweis für 
die im Ausland erworbenen und im Inland vertriebenen 
Waren nicht einwandfrei erbracht werden kann. Die für die 
Gewährung der Steuerermäßigung geſtellten Anforderungen 
miſſen hier beſondersſtreng ſein, da es ſich um Ver⸗ 
hältniſſe handelt, die in das Aus land hinüberſpielen. Der 
buchmäßige Nachweis iſt § 14 Abſatz 2 USt DB 1938 gemäß 
an Hand der im Reichsgebiet geführten Bücher zu 
erbringen. 


4. Die ausländiſchen Organgeſellſchaften inländiſcher Ober⸗ 
geſellſchaften 


Die Vertretungen Deutſcher Unternehmen treten im 
Ausland oft in der Form einer rechtlich ſelbſtän⸗ 
digen Geſellſchaft auf. Wird die ausländiſche Unter⸗ 
geſellſchaft in demſelben Geſchäftszweig tätig 
wie die inländiſche Obergeſellſchaft, dann kann Organ⸗ 
ſchaft gegeben ſein. Betätigung in demſelben Geſchäfts⸗ 
zweig liegt auch dann ſchon vor, wenn z. B. die Obergeſellſchaft 
ſich mit der Herſtellung der Wirtſchaftsgüter befaßt und die 
Untergeſellſchaft den Vertrieb der Erzeugniſſe übernimmt. 


a) Körperſchaftſteuer g 

Iſt eine ausländiſche Untergeſellſchaft Organ einer 
Deutſchen Obergeſellſchaft, dann iſt ſie unbe ſchränkt 
körverſchaftſteuerpflichtig, weil ihre Ge⸗ 
ſchäftsleitung § 15 Abſatz 2 St An pG gemäß 
als im Inland befindlich angeſehen wird. 
8 15 Abſatz 2 StAnp® iſt nicht anzuwenden, wenn die im 
Erlaß des Reichsminiſters der Finanzen vom 25. Oktober 
1939 genannten Vorausſetzungen vorliegen. 


b) Gewerbeſteuer 8 
Durch § 15 Abſatz 2 des Steueranpaſſungsgeſetzes wird 

für die dort bezeichneten ausländiſchen Körperſchaften eine 

Betriebſtätte im Inland nicht begründet, weil es an einer 


feſten örtlichen Anlage im Inland fehlt. Infolgedeſſen be⸗ 
ſteht keine Gewerbeſteuerpflicht. Hinweis auf Abſchnitt IV, 
letzter Abſatz der Gewerbeſteuerrichtlinien vom 20. Februar 
1938 (RStBl. 1938 S. 249/250). 

c) Vermögenſteuer und Aufbringung N 

Eine ausländiſche Tochtergeſellſchaft, die die Geſchäfts⸗ 
leitung im Inland hat, iſt für die Vermögensbeſteuerung 
regelmäßig als ſelbſtändig zu behandeln. Sie iſt unbeſchränkt 
ſteuerpflichtig. Jedoch Hinweis auf Erlaß des Reichs⸗ 
N der Finanzen vom 25. Oktober 1939 (RStBl. 1939 
S. 1070). 

Iſt die ausländiſche Geſellſchaft jedoch wegen der be⸗ 
ſonders engen Bindungen und Pereinbarungen als eine 
Betriebſtätte der inländiſchen Obergeſellſchaft anzuſehen, 
dann bildet die ausländiſche Geſellſchaft mit dem inländiſchen 
Betriebsvermögen zuſammen eine wirtſchaftliche Einheit. 
Für die geſamte Einheit iſt ein Einheitswert 
feſtzuſtellen, der ſowohl den inländiſchen als auch den aus⸗ 
ländiſchen Teil des geſamten Betriebsvermögens umfaßt. 
Bei der Feſtſtellung des Einheitswertes find die Vorſchriften 
des 8 26 Satz 2 und des $ 27 Satz 2 RBewz zu beachten. 
Erſtreckt ſich nämlich eine wirtſchaftliche Einheit ſowohl auf 
das Inland als auch auf das Ausland, dann iſt die Einheit 
in zwei Teile zu zerlegen. Der ausländiſche Teil 
iſt mit dem gemeinen Wert zu bewerten. Die Be⸗ 
wertung des inländiſchen Teils erfolat nach den Vor⸗ 
ſchriften der 88 54 bis 66 R BewG. Für den au sländi⸗ 
ſchen Teil des inländiſchen Betriebsvermögens iſt kein 
geſonderter Einheitswert feſtzuſtellen, da dieſer 
den inländiſchen Sachſteuern nicht unterliegt 
(88 214, 215 AO). Für den inländiſchen Tefl des 
Geſamtbetriebes hingegen iſt ein Ein heitswert ge⸗ 
ſondert zu ermitteln. Dieſer iſt nämlich für die Grund⸗ 
und Gewerbeſteuer maßgebend. Der Einhe it3mert 
des Geſamtbetriebes iſt in der Meile feſtzuſtellen, 
daß der Einheitswert des inländiſchen Betrjebsvermögens 
und der ermittelte gemeine Wert des ausländiſchen Betriebs- 
vermögens zuſammengerechnet werden. Dieſer Wert iſt auch 
für die Aufbringungsumlage zu übernehmen. 


5. Organlehre und Doppelbeſteuerungsrecht 
a) Grund ſätzliches zum Doppelbeſteue⸗ 
rungsrecht 
Die Vorſchriften der Dovpelbeſteuerungsobkommen 
gehen in allen Fällen der ſonſtigen Geſetzaebung und der 
Rechtſprechung des einzelnen Vertragsſtaagtes voran. Bei 
der ſtenerlichen Beurteilung von derartigen Auslands⸗ 
beziehungen ſind daher die Dopvelbeſteuerungsverträge in 
erſter Linie zu beachten. Erſt wenn in dieſen keine 
Regelung getroffen iſt, iſt auf die Geſetzgebung und die 
Rechtſprechung des Vertragsſtaates zurückzugreifen. 


b) e im Doppelbeſteuerungs⸗ 

rech 

Die Organlehre iſt durch die Rechtſprechung des Reichs⸗ 
finanzhofes entwickelt worden. Wir finden die Organ⸗ 
lehre aber auch im internationalen Steuer⸗ 
recht, nämlich bei den Doppelbeſteuerungs⸗ 
verträgen. Im Schlußprotokoll Nr. 7 zum Deutſch⸗ 
Italieniſchen Doppelbeſteuerungasvertrag 
it die Organſehre anerkannt worden. Schlußprotokoll Nr.“ 
zum Deutſch⸗Italieniſchen Doppelbeſteuerungsvertrag lautet: 
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„Wenn in einem der beiden Staaten ein Unternehmen 
beſteht oder eingerichtet wird, das zwar nach den bür⸗ 
gerlichen Geſetzen ſelbſtändige Rechts⸗ 
perſönlichkeit hat, aber in derartiger Verbindung 
und in derartigem Beteiligungs⸗ oder Abhängigkeits⸗ 
verhältniſſe zu einem Unternehmen mit eigener Rechts⸗ 
perſönlichkeit auf dem Gebiete des anderen Staates ſteht, 
daß es eine wirtſchaftliche Einheit mit ihm bildet und 
deshalb nach den Steuergeſetzen des Staates, in dem es 
ſich befindet, als eine Betriebſtätte des Unternehmens im 
anderen Staate anzuſehen iſt, werden die Beſtimmungen 
des en Abſätze 3 und 4 des Abkommens angewendet 
werden.“ 


Dieſe Vorſchrift, die dem Sinn nach dem Deutſchen 
Begriff der Organſchaft entſpricht, iſt allgemein bei der 
Anwendung der Doppelbeſteuerungsverträge, ſoweit ſich aus 
dieſen nichts Gegenteiliges ergibt, zu beachten. Aus dem 
Wortlaut des Schlußprotokolls zum Deutſch⸗Italieniſchen 
Doppelbeſteuerungsvertrag iſt außerdem zu entnehmen, daß 
die Anerkennung der Organſchaft zur Be⸗ 
triebſtätteneigenſchaft der Organgeſell⸗ 
ſchaft führt. Eine Betriebſtätte wird nach dem Schluß⸗ 
protokoll zu Artikel 3 zum Deutſch⸗Schweizeriſchen Doppel⸗ 
beſteuerungsabkommen nur dann begründet, wenn eine 
ſtändige Geſchäftseinrichtung hinzutritt. Im 
Schlußprotokoll zu Artikel 3 Abſatz 3 zum Deutſch⸗ 
Schweizeriſchen Doppelbeſteuerungs⸗ 
abkommen heißt es: 

„Die Beteiligung an einem Unternehmen durch Beſitz 
von Kuxen, Aktien, Anteilſcheinen und ſonſtigen Wert⸗ 
papieren begründet für den Beſitzer eine Betriebſtätte 
auch dann nicht, wenn mit dem Beſitz ein Einfluß auf die 
Leitung des Unternehmens verbunden iſt. Nur wenn 
für die Ausübung dieſes Einfluſſes eine ſtändige 
Geſchäftseinrichtung Artikel 3 Abſatz 2) des 
ausländiſchen Unternehmens bei dem inländiſchen vor⸗ 
handen iſt, liegt eine Betriebftätte vor.“ 


Auch gegen die Anwendung dieſer Begriffsbeſtimmungen 
bei den übrigen Doppelbeſteuerungsverträgen ſind keine 
Bedenken zu erheben. Nur iſt dem Urteil des RH vom 
30. April 1935 (RStBl. 1935 S. 840) hinſichtlich der Aus ⸗ 
legung des Begriffs „Ständige Geſchäftseinrichtung“ 
nicht reſtlos zu folgen. Die vom Rc für den Begriff 
„Ständige Geſchäftseinrichtung“ gegebene Auslegung führt 
in der Praris oft zu keiner befriedigenden Löſung. Nach 
dem Urteil des Rc vom 30. April 1935 müſſen zur An⸗ 
nahme einer Betriebſtätte im Sinn der neueren Doppel- 
beſteuerungsverträge — dieſe beginnen mit dem Deutſch⸗ 
Italieniſchen Doppelbeſteuerungsvertrag vom 31. Oktober 
1925 — die folgenden Vorausſetzungen gegeben ſein: 


1. Eine Geſchäftsein richtung. Das bedeutet, daß 
die wirtſchaftliche Betätigung des Unternehmens an 
einen ſachlichen Apparat, etwa ein Geſchäftslokal mit der 
für den Geſchäftsbetrieb erforderlichen Ausſtattung, ge⸗ 
bunden ſein muß. 

2. Die Geſchäftseinrichtung muß eine ſolche des Unter⸗ 
nehmens ſein. Sie muß alſo beſtandsmäßig und organi⸗ 
ſatoriſch von dem Unternehmen herrühren und beherrſcht 
ſein, d. h. unterhalten und geleitet werden. Die Ge⸗ 
ſchäftseinrichtung muß, mit anderen Worten, be- 
triebseigen ſein. Eine betriebseigene Geſchäfts⸗ 
einrichtung liegt z. B. dann nicht vor, wenn dritte Per⸗ 
ſonen, Agenten, in ihrem eigenen Betriebe lediglich 
Geſchäftsabſchlüſſe für das Unternehmen vermitteln. 

3. Die Geſchäftseinrichtung des Unternehmens muß ferner 
eine ſtändige ſein. Damit ſcheidet jede Geſchäfts⸗ 
einrichtung aus, die von vornherein für einen nur vor⸗ 
übergehenden Zweck geſchaffen iſt, insbeſondere alſo in 
der Regel die Beſchickung von Ausſtellungen, Meſſen und 
Märkten; das gleiche gilt für die Ausführung eines 
einzelnen Auftrages, mag ſie auch, wie etwa eine umfang⸗ 
reiche Montage, die zeitweilige Errichtung von Arbeit⸗ 
ſtätten erfordern. Ebenſo kann hiernach die Inanſpruch⸗ 
nahme gelegentlicher Vermittlertätigkeit eines inlän⸗ 
diſchen Agenten die Beſteuerung nicht begründen. 


4. In der Geſchäftseinrichtung muß ſchließlich die Tätigkeit 
desſelben Unternehmens ganz oder teilweiſe 
ausgeübt werden. 


Den Ziffern 1, 3 und 4 iſt zuzuſtimmen. Ziffer 2 iſt 
wegen der Forderung einer betriebseigenen Ge⸗ 
ſchäftseinrichtung zu widerſprechen. Würde man nämlich der 
Anſicht des Ric folgen, dann wäre, ſoweit das Doppel⸗ 
beſteuerungsrecht in Frage käme, eine Organgeſell⸗ 
ſchaft im Regelfalle nicht als Betriebſtätte 
anzuſehen. Denn bei einer Organgeſellſchaft wird ſelten 
eine betriebseigene Geſchäftseinrichtung der Mutter⸗ 
geſellſchaft unterhalten. Die Forderung des Reichsfinanzhofs 
nach einer betriebseigenen Geſchäftseinrichtung des 
Mutterunternehmens bei der Organgeſellſchaft würde dazu 
führen, daß die Betriebſtätteneigenſchaft einer Organgeſell⸗ 
ſchaft allein von dem Vorhandenſein z. B 
einiger im Eigentum des Mutterunter⸗ 
nehmens befindlicher Bürogegenſtände ab⸗ 
hängen würde. Dieſe Löſung kann jedoch nicht befriedigen, 
wenn man an die bedeutenden wirtſchaftlichen 
Aufgaben denkt, die dem Organunternehmen durch ſein 
Mutterunternehmen zugedacht ſind. Hierbei ſpielt die Frage 
des Eigentums des Geſchäftsinventars eine 
untergeordnete Rolle. Die Organgeſellſchaft iſt 
ſchon durch ihren ganzen wirtſchaftlichen Auf⸗ 
bau derart mit ihrem Mutterunternehmen verflochten, daß 
es keiner weiteren Geſchäftseinrichtung des Mutterunter⸗ 
nehmens mehr bedarf, um ſich gewerblich betätigen zu 
können. Die Organgeſellſchaft iſt bereits 
ſelbſt Betriebſtätte. Inzwiſchen hat der NFH feine 
Forderung nach dem Vorhandenſein einer betriebseigenen 
Geſchäftseinrichuung eingeſchränkt. Das zeigt das 
Urteil vom 3. Dezember 1936 (RStBl. 1937 S. 67). Dort 
hat der R bei einer Patentverwertungsgeſellſchaft erklärt, 
daß „Betriebſtätte“ einer ausländiſchen Geſellſchaft der Ge⸗ 
ſchäftsraum eines inländiſchen Geſchäftsführers der Geſell⸗ 
ſchaft auch dann ſein kann, wenn das Eigentum 
oder Nutzungsrecht am Geſchäftsraum und 
ſeiner Einrichtung nicht der Geſellſchaft, 
ſondern dem Geſchäftsführer zuſteht. Es wäre zu begrüßen, 
wenn der Rc auch in den übrigen Fällen auf das Vor⸗ 
handenſein einer betriebseigenen Geſchäftseinrichtung ver⸗ 
zichten würde, denn die Doppelbeſteuerungsabkommen for⸗ 
dern lediglich das Vorhandenſein einer Geſchäfts⸗ 
einrichtung, aber keiner betriebseigenen 
Geſchäftseinrichtung. 


II. Schachtelvergünſtigung und Auslandsbeziehungen 
6. Zweck der Schachtelvergünſtigung 


„Der Zweck der Schachtelvergünſtigung iſt die Ver⸗ 
meidung der zweimaligen Heranziehung des gleichen Ein⸗ 
kommens zur Körperſchaftſteuer und zur Gewerbeſteuer bei 
nur einmal erzieltem Ertrag oder des nur einmal wirtſchaft⸗ 
lich vorhandenen Vermögens bei Ober- und Untergeſellſchaft 
zur Vermögenſteuer. 


7. Organſchaft und Schachtelvergünſtigung 

Liegt Or ganſchaft vor und fließt das Ergebnis 
der Untergeſellſchaft an die Obergeſellſchaft, dann iſt für die 
Anwendung der Schachtelvergünſtigung weder bei der Ge⸗ 
werbeſteuer noch bei der Körperſchaftſteuer Raum. Im 
Urteil vom 12. Kuli 1932 (RStBl. 1932 S. 946) führt der 
RFH hierzu folgendes aus: „Wenn nach den Abmachungen 
eines Organverhältniſſes das Erträgnis der Untergeſellſchaft 
der Obergeſellſchaft zufließt, fo ſteht der Obergeſellſchaft das 
Schachtelprivileg nicht zu.“ Denn „wenn das Organver⸗ 
hältnis ſo ausgeſtaltet iſt, daß die Tochtergeſellſchaft ihren 
Gewinn für die Muttergeſellſchaft erwirbt, ſo iſt das von der 
Tochtergeſellſchaft erarbeitete Erträgnis unmittelbarer Ge⸗ 
winn der Muttergeſellſchaft und bei dieſer nicht etwa Ein⸗ 
kommen aus einer Beteiligung an einer ‚anderen‘ Erwerbs⸗ 
geſellſchaft“. ans. . 

Das Schachtelvorrecht greift hingegen Platz, wenn die 
Untergeſellſchaft zwar doch Organ der Obergeſellſchaft 
iſt, aber die Anerkennung der Organſchaft nur mangels 
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Vorliegens einer Gewinnabführungsver⸗ 
einbarung zu keiner ſteuerlichen Auswirkung kommt. 


8. Die vom Schachtelvorrecht begünſtigten Steuerarten 


Das Schachtelvorrecht iſt im Körperſchaftſteuergeſetz 
(89) und im Reichsbewertungsgeſetz ($ 60 RBewG und 8 52 
RBewDB) geſetzlich verankert. 

Durch Abſchnitt IX, 2 der Gewerbeſteuerrichtlinien 1938 
iſt klargeſtellt, daß die Schachtelvergünſtigung auch bei der 
Ermittlung des Gewinns für die Zwecke der Gewerbe⸗ 
ſteuer gilt. 


9. Die Auswirkung der Schachtelvergünſtigung bei Aus⸗ 
landsbeziehungen 


Nach $ I KSt müſſen Ober⸗ und Unter⸗ 
geſellſchaft unbeſchränkt ſteuer pflichtig 
ſein, wenn die Obergeſellſchaft die Schachtelvergünſtigung in 
Anſpruch nehmen will. Eine Deutſche Muttergeſellſchaft 
kann daher das Schachtelvorrecht nicht geltend machen für 
Gewinnanteile, die ihr von einer Tochtergeſellſchaft zu⸗ 
fließen, die im Ausland, z. B. in Amſterdam, ihren Sitz 
und ihre Geſchäftsleitung hat. Grundſätzlich iſt die Ver⸗ 
ſagung der Schachtelvergünſtigung für den 
Steuerpflichtigen ein ſteuerlicher Nachteil. Hier 
dagegen iſt der Verluſt der Schachtelvergünſtigung für die 
Deutſche Obergeſellſchaft mit ſteuerlichen Vorteilen 
verbunden. Erſtens braucht die Deutſche Obergeſellſchaft 
nur die Gewinnanteile zu verſteuern, die ihre ausländiſche 
Tochtergeſellſchaft tatſächlich ausſchüttet, und 
außerdem unterliegt die ausländiſche Tochter⸗ 
geſellſchaft der Deutſchen Obergeſellſchaft nicht der 
Deutſchen Beſteuerung. Es beſteht daher die Gefahr, 
daß ein Deutſcher Unternehmer, der die Möglichkeit hat, 
im Ausland Gewinne anſammeln zu laſſen, 
ſteuerlich beſſer geſtellt ſein würde als ein Unternehmer, der 
auf Deutſchland beſchränkt iſt und ſeine Ge⸗ 
winne in Deutſchland verſteuern muß (Hin⸗ 
weis auf Staatsſekretär Reinhardt in ſeinem Vortrag: 
„Beurteilung von Tatbeſtänden nach nationalſozialiſtiſcher 
Weltanſchauung“, DStZ Nr. 44 vom 31. Oktober 1936). Um 
dieſer Gefahr erfolgreich begegnen zu können und dem 
Grundſatz der Gleichmäßigkeit der Beſteue⸗ 
rung zu entſprechen, iſt auf Grund des § 1 Abſatz 3 
StAnp® eine angemeſſene Gewinnaus⸗ 
ſchüttung zu unterſtellen (Hinweis auf Kratz, DSB 
Nr. 33 vom 14. Auguſt 1937). Oft wird jedoch die aus⸗ 
ländiſche Tochtergeſellſchaft unbeſchränkt ſteuer⸗ 
pflichtig ſein, da 8 15 Abſatz 2 StAnpG gemäß 
ihre Geſchäftsleſtung als bei der Deutſchen Geſellſchaft be⸗ 
findlich angeſehen werden wird. Dann kommt allerdings das 
Schachtelvorrecht zur Anwendung, da die ausländiſche 
Tochtergeſellſchaft mit ihrem geſamten Gewinn in Deutſch⸗ 
land ſelbſtändig ſteuerpflichtig iſt. Die Schachtelvergünſti⸗ 
gung (§9 des Körperſchaftſteuergeſetzes und § 60 des Reichs⸗ 
bewertungsgeſetzes) wird aber inſoweit nicht gewährt, als 
das Unternehmen, an dem die Steuerpflichtige beteiligt iſt, 
auf Grund des Erlaſſes des Reichsminiſters der Finanzen 
vom 25. Oktober 1939 (RStBl. 1939 S. 1070) nicht zur 
Ve oder Vermögenſteuer herangezogen wer⸗ 

en wird. 

Auch § 60 RBewc verlangt für die Gewährung des 
Schachtelvorrechts, daß ſowohl die Obergeſellſchaft 
als auch die Untergeſellſchaft inländiſche 
Geſell Ida ften, alſo unbeſchränkt vermögenſteuer⸗ 
pflichtig ſind. Es gehören daher Beteiligungen an 
ſolchen Tochtergeſellſchaften, die im Ausland ihren Sitz 
und ihre Geſchäftsleitung haben, zum gewerblichen 
Betrieb der Deutſchen Obergeſellſchaft. 
Hinſichtlich der Bewertung derartiger Beteiligungen wird 
Be Ausführungen von Kratz (DStg 1937 Nr. 14) ver- 
wieſen. 


10. Schachtelvergünſtigung und Doppelbeſteuerungsrecht 


Die von Deutſchland mit anderen Staaten abgeſchloſſenen 
Doppelbeſteuerungsverträge laſſen nicht er⸗ 


kennen, daß die Schachtelvergünſtigung inter⸗ 
national anzuwenden ſei. In dem Urteil des RH vom 
27. Mai 1930 (RStBl. 1930 S. 439), das die Frage der 
Schachtelvergünſtigung vom internationalen Standpunkt 
aus behandelt, heißt es u. a.: „Aus den bisher abgeſchloſſenen 
Doppelbeſteuerungsverträgen läßt ſich ein allgemeiner 
Grundſatz, der das innerſtaatliche Schachtelprivileg inter⸗ 
national ausdehnt, nicht entnehmen, auch in der Richtung 
nicht, daß Mutter⸗ und Tochtergeſellſchaft derart als eine 
wirtſchaftliche Einheit angeſehen würde, daß ſteuerlich die 
Tochtergeſellſchaften als Geſellſchaften des Staates der 
Muttergeſellſchaft gelten. Fehlt es an derartigen Grund⸗ 
ſätzen, dann iſt die Zubilligung des Schachtelprivilegs aus⸗ 
ſchließlich eine Angelegenheit des Staates, der die Mutter⸗ 
geſellſchaft beſteuert.“ Die Ablehnung der Schachtelvergünſti⸗ 
gung für das Doppelbeſteuerungsrecht hat zur Folge, daß die 
von der ausländiſchen Tochtergeſellſchaft ausgeſchütteten Ge⸗ 
winnanteile bei der inländiſchen Obergeſellſchaft zu ver⸗ 
ſteuern find. Iſt die Ausſchüttung ungenügend, ſo iſt 
notfalls eine angemeſſene Ausſchüttung zu 
unterſtellen. 


Die Schachtelvergünſtigung des § 9 Abſatz 1 KStG kann 
nicht — auch nicht zum Teil — deshalb verſagt 
werden, weil die unbeſchränkt ſteuerpflichtige Untergeſell⸗ 
ſchaft für einen Teil ihrer Einkünfte ſachliche Befreiung 
auf Grund der Beſtimmungen eines Doppelbeſteuerungs⸗ 
vertrages in Verbindung mit $ 9 StAnp® genießt. Die 
Schachtelgewinne können daher in einem ſolchen Fall nach 
8 9 Abſatz 2 KStG auch nicht der Kapitalertragſteuer unter⸗ 
worfen werden. Dies hat der RFS in feinem Urteil vom 
22. September 1936 (RStBl. 1936 S. 1182) entſchieden. Der 
RFH führt zur Begründung folgendes aus: „Es iſt zwar 
richtig, daß der Zweck der Schachtelvergünſtigung darauf ge⸗ 
richtet iſt, eine mehrfache Beſteuerung des gleichen Ein- 
kommens bei der Untergeſellſchaft und bei der Obergeſell⸗ 
ſchaft zu verhindern. Zur Erreichung dieſes Zwecks iſt aber 
im Geſetz (§ 9 Abſatz 1 KStG) lediglich beſtimmt, daß 
ſowohl die Obergeſellſchaft als auch die Untergeſellſchaft un⸗ 
beſchränkt körperſchaftſteuerpflichtig ſein 
müſſen. Dagegen iſt als ene für die Steuer⸗ 
freiſtellung der Schachtelgewinne bei der Obergeſellſchaft 
nicht verlangt, daß die Untergeſellſchaft für dieſe Gewinne 
tatſächlich Körperſchaftſteuer entrichtet 
hat. Dem Mangel der unbeſchränkten Steuerpflicht ſteht 
nach der Rechtſprechung des RFH (Urteil vom 30. Juli 1935, 
RStBl. 1935 S. 1198) der Fall gleich, in dem eine inländiſche 
Geſellſchaft durch das Geſetz aus beſonderen Gründen von 
der Körperſchaftſteuer ſubjektiv (perſönlich) befreit iſt. 
Dagegen kann die Schachtelvergünſtigung nicht verſagt 
werden, wenn die unbeſchränkt ſteuerpflichtige Untergeſell⸗ 
ſchaft auf Grund beſonderer Vorſchrift für einen Teil ihrer 
Einkünfte fachliche Steuerbefreiung genießt. Eine teil- 
weiſe Steuerbefreiung der Schachtelgewinne kennt 
das Geſetz nicht. Braucht eine unbeſchränkt ſteuerpflichtige 
Untergeſellſchaft einen Teil ihrer Gewinne auf Grund von 
ſachlichen Befreiungsvorſchriften nicht zu verſteuern, ſo ſind 
die von ihr ausgeſchütteten Gewinne bei der Obergeſellſchaft 
gleichwohl in vollem Umfang, alſo auch inſoweit ſteuerfrei, 
als ſie bei der Untergeſellſchaft nicht zur Steuer heran⸗ 
gezogen werden können.“ 


Zur Erläuterung folgendes Beiſpiel: Eine Deutſche 
GmbH hat in Berlin ihre Hauptniederlaſſung und in Rom 
eine Zweigniederlaſſung. Ihre Geſellſchafter ſind zwei 
Berliner Aktiengeſellſchaften, die am Stammkapital je zur 
Hälfte beteiligt ſind. Der Geſamtgewinn eines Wirtſchafts⸗ 
jahres beträgt 200 000 RM, von dem 50 000 RM auf die 
italieniſche Zweigniederlaſſung entfallen. Infolge des 
zwiſchen Deutſchland und Italien beſtehenden Doppelbeſteue⸗ 
rungsabkommens werden in Deutſchland jedoch nur 
150 000 RM zur Körperſchaftſteuer herangezogen. Schüttet 
nun die Gmb& ihren geſamten Gewinn von 200 000 AM 
an ihre beiden Aktionäre aus, dann ſind nach dem Urteil 
des Rich vom 22. September 1936 auch die geſamten 
200 000 RM bei den beiden Aktionären ſchachtelbegünſtigt, 
obwohl nur 150 000 RM bei der GmbH der Körperſchaft⸗ 
ſteuer unterworfen worden ſind. 


Die ſteuerliche Behandlung der Weihnachtsgejchenke bei 
den Arbeitnehmern 


Zuwendungen aus Anlaß des Weihnachtsfeſtes, die von 
Arbeitgebern an Arbeitnehmer gewährt werden, find in den 
letzten Jahren jeweils durch beſonderen Erlaß des Reichs miniſters 
der Finanzen ſteuerlich begünſtigt worden. Es war für die Weih⸗ 
nachtsgeſchenke anläßlich des Weihnachtsfeſtes 1938 bei Erfüllung 
gewiſſer Vorausſetzungen im Erlaß vom 5. November 1938 
8 2174 — 515 III eine Befreiung von der Einkommenſteuer, Lohn⸗ 
ſteuer, Wehrſteuer, Schentungſteuer und Lohnſummenſteuer vor⸗ 
geſehen worden. Die ſteuerliche Begünſtigung der Weihnachts⸗ 
geſchenke in den vergangenen Jahren beruhte auf dem Gedanken, 
die Nachfrage nach Gütern und Leiſtungen zu erhöhen und 
dadurch den Wirtſchaftsaufſchwung zu fördern. 

Eine Befreiung oder Begünſtigung der Weihnachtsgeſchenke 
1939 bei der Einkommenſteuer, Lohnſteuer, Wehrſteuer und 
Schenkungſteuer der Empfänger und bei der Lohn ſummenſteuer 
iſt nicht beabſichtigt. Es beſteht in der gegenwärtigen Kriegszeit 
kein Anlaß, die Nachfrage nach Gütern und Leiſtungen ſteuerlich 
zu fördern. Ein beſonderer Erlaß des Reichsminiſters der 
Finanzen über die ſteuerliche Begünſtigung von Weihnachts⸗ 
gejchenten wie in den Vorjahren wird nicht ergehen. Die Weih⸗ 
nachtsgeſchenke 1939 gehören in voller Höhe zum ſteuer⸗ 
pflichtigen Arbeitslohn. Sie können nur unter dem 
Geſichtspunkt des üblichen Gelegenheitsgeſchenkes 
ſteuerfrei bleiben. Ein übliches Gelegenheitsgeſchent anläßlich 
des Weihnachtsfeſtes 1939 liegt nur vor, ſoweit es ſich um an⸗ 
gemeſſene und übliche Sachzuwendungen aus dieſem 
Anlaß handelt. Es muß bei dem Sachgeſchenk der Gedanke im 
Vordergrund ſtehen, eine kleine Freude und Aufmerkſamkeit zu 
erweiſen, nicht aber eine Entlohnung zu zahlen. Bar ⸗ 
zu wendungen kommen nicht als nützliches Gelegenheits⸗ 
geſchenk in Betracht. Oe 


Die ſteuerliche Behandlung der Weihnachtsgejchenke bei 
den Arbeitgebern 


Die Gewährung von Weihnachtsgeſchenken durch die Arbeit⸗ 
geber iſt in dieſem Jahr arbeits rechtlich (lohn rechtlich) 
und ſteuerrechtlich neu geordnet worden. Der Reſchs⸗ 
arbeitsminiſter hat arbeitsrechklich (lohnrechtlich) das folgende 
beſtimmt: 


„Die bisher im Betrieb üblicherweiſe gewährten Weih⸗ 
nachtsgratifikationen unterliegen dem Lohnſtop der Zweiten 
Durchführungsbeſtimmungen zum Abſchnitt III der Kriegs⸗ 
wirtſchaftsverordnung vom 12. Oktober 1939 (RGBl. I S. 2028). 
Sie dürfen alſo zu Weihnachten 1939 nicht erhöht werden, 
Soweit bisher keine Weihnachtsgratifikationen gewährt 
worden ſind, bedarf deren Einführung der Zuſtimmung durch 
den Reichs⸗ oder Sondertreuhänder der Arbeit. Bisher lediglich 
einmalig gewährte Gratifikationen dürfen ohne Zuſtimmung 
des Reichs⸗ oder Sondertreuhänders der Arbeit nicht wieder⸗ 
holt werden. 

Weihnachtsgratifikationen, auf die ein Rechtsanſpruch in 
beſtimmter Höhe beſteht, dürfen auch nicht geſenkt werden. 
Ein Rechtsanſpruch auf Zahlung einer Gratifikation kann 
unter Umſtänden auch auf Grund ſtillſchweigender Ver⸗ 
einbarung aus einer mehrjährigen Übung entnommen 
werden (vgl. RA 207/36 vom 24. Februar 1937 — ArbR 
Sammi. Bd. 29 S. 209). Dagegen unterliegen Gratifikationen, 
auf die kein Rechtsanſpruch oder ein Rechtsanſpruch nicht in 
beſtimmter Höhe beſteht, nicht dem im $ 8 Satz 1 der Zweiten 
Durchführungsbeſtimmungen zum Abſchnitt III der Kriegs⸗ 
wirtſchaftsverordnung ausgeſprochenen Verbot. Solche Grati⸗ 
fikationen können alſo ohne Zuſtimmung des Reichs⸗ oder 
Sondertreuhänders der Arbeit an ſich geſenkt werden; doch 
ſollen die Betriebsführer einen Abbau ohne begründeten Ans 
laß möglichſt vermeiden. 

Dieſer Erlaß gilt gleichzeitig als Verwaltungsanordnung 
emäß $ 5 Satz 1 der Zweiten Durchführungsbeſtimmungen 
LD) vom 12. Oktober 1939. 

Die ausgezahlten Gratifikationen unterliegen der Eins 
kommenſteuer (Lohnſteuer).“ 

Der Reichsminiſter der Finanzen hat im Erlaß vom 18. No⸗ 
vember 1939 8 2174 — 12 III das folgende beſtimmt: 

„Betrifft Zuwendungen aus Anlaß des Weihnachtsfeſtes, des 

Geſchäftsjahresabſchluſſes oder aus einem ähnlichen Anlaß 


(1) Zuwendungen von Unternehmern an ihre Gefolg⸗ 
ſchaftsmilglieder aus Anlaß des Weihnachtsfeſtes, des Ge⸗ 


Eilldien ſt⸗ Nachrichten 


ſchäftsjahrabſchluſſes oder aus einem ähnlichen Anlaß ſind 
nur inſoweit als Betriebsausgaben abzugsfähig, als der Emp⸗ 
fänger auf die Zuwendung nach dem Stand vom 1. Oktober 
1939 einen Rechtsanſpruch hatte. Der Unternehmer hat in 
Zweifelsfällen den Rechtsanſpruch dem Finanzamt nach⸗ 
zuweiſen. 


(2) Wird das Arbeitsverhältnis erſt nach dem 1. Oktober 
1939 begründet, ſo tritt an die Stelle des 1. Oktober 1939 der 
Tag, an dem das Arbeitsverhältnis begründet wurde.“ 


Die Abzugsfähigkeit der Zuwendungen aus Anlaß des Weih⸗ 
nachtsfeſtes, des Geſchäftsjahrabſchluſſes oder aus einem ähn⸗ 
lichen Anlaß hängt nach dieſem Erlaß davon ab, daß der Emp⸗ 
fänger auf die Zuwendungen einen Rechtsanſpruch hatte. 
Der Rechtsauſpruch kann beruhen auf einem Einzelarbeits⸗ 
vertrag, auf einer Tarifordnung, auf einer Be⸗ 
triebsordnung oder auf Gewohnheitsrecht. Zur 
Abzugsfähigkeit als Betriebsausgabe iſt erforderlich, daß der 
Empfänger auf die Zuwendung dem Grund und der Höhe 
nach einen Rechtsanſpruch hatte. Hat der Empfänger nur dem 
Grund nach einen Rechtsanſpruch, iſt dagegen die Höhe der 
Zuwendung in das Belieben des Arbeitgebers geſtellt, ſo wird 
eine Abzugsfähigkeit als Betriebsausgabe nur in der Höhe in 
Betracht kommen, in der durchſchnittlich in den letzten Jahren die 
Zuwendungen tatſächlich gemacht worden ſind. Die Höhe der Zu⸗ 
wendung braucht nicht immer in einem feſten Betrag zu be⸗ 
ſtehen. Es genügt zur Abzugsfähigkeit auch, wenn genau 
beſtimmte Merkmale für die Berechnung der 
Zuwendung vorgeſehen find, z. B. eine Zuwendung in Höhe 
eines beſtimmten Hundertſatzes des Reingewinns. Ein Rechts⸗ 
anſpruch durch Gewohnheitsrecht kommt in Betracht, 
wenn der Arbeitgeber in den letzten Jahren regelmäßige Zu⸗ 
wendungen aus Anlaß des Weihnachtsfeſtes gewährt hat, ohne 
ausdrücklich auf die Freiwilligkeit der Zuwendung hinzuweiſen. 
Ein ſolcher Hinweis auf die Freiwilligkeit, z. B. in der Betriebs⸗ 
ordnung oder in einer Betriebsbekanntmachung oder in einer von 
dem Arbeitnehmer zu unterſchreibenden Beſtätigung, ſchließt in 
der Regel das Entſtehen eines Rechtsanſpruchs aus. Es handelt 
ſich dann um freiwillige Weihnachtsgeſchenke. Freiwillige 
anden wesen ſind keine abzugsfähigen ein 
gaben. ©. 


Entjchädigungen im Cuftſchutzdienſt 


Luftſchutzdienſtpflichtige im Werkluftſchutz, imerwei⸗ 
terten Selbſtſchutz und im Selbſtſchutz können bei 
Teilnahme am Luftſchutzdienſt unter beſtimmten Vorausſetzungen 
Vergütungen und Entſchädigungen (Fahrgelder. Zehr⸗ 
gelder oder Verpflegung, Tage⸗ und Übernachtungsgelder uſw.) er⸗ 
halten. Die genauen Anordnungen ſind in den Ausführungs⸗ 
beſtimmungen vom 17. Mai 1939 zu $ 12 der Erſten Durchfüh⸗ 
rungsverordnung zum Luſtſchutzgeſetz (RMBl. 1939 S. 1195) ge⸗ 
troffen. Gemäß § 1 Ziffer 3 der Ausführungsbeſtimmungen vom 
17. Mai 1939 werden bei einer Heranziehung zur Dienſtleiſtung 
im Luftſchutz u. a. gewährt: 


„Bei einer Dauer der Dienſtleiſtung von über fünf Stun⸗ 
den ein Zehrgeld von 1,50 Reichsmark. Zehrgeld 
wird jedoch nur gewährt, wenn eine mindeſtens dreiſtündige 
Abweſenheit von der Wohnung oder der Arbeitſtätte erforder⸗ 
lich iſt. Bei einer Tätigkeit an der Arbeitſtätte erhalten nur 
Gehalts- und Lohnempfänger Zehrgeld, und zwar nur, wenn 
die gewöhnliche Arbeitszeit um mindeſtens drei Stunden über⸗ 
ſchritten wird. Wird freie Verpflegung gewährt, beſteht ein 
Anſpruch auf Zehrgeld nicht.“ 


Soweit Vergütungen und Entſchädigungen im Rahmen der 
Ausführungsbeſtimmungen vom 17. Mai 1939 gewährt werden, 
ſind ſie nach dem Runderlaß des Reichsminiſters der Finanzen 
vom 6. November 1939 — 8 2173 — 19 III — aus Billigkeits⸗ 
gründen nicht zur Einkommenſteuer (Lohnſteuer) 
heranzuziehen. Unter der Vorausſetzung, daß Tage⸗ und 
Übernachtungsgelder nach § 2 der Ausführungsbeſtimmungen vom 
17. Mai 1939 nicht in Betracht kommen, kann nach dem begzeich⸗ 
neten Runderlaß des Reichsminiſters der Finanzen aus Billig« 
keitsgründen bei Gehalts⸗ und Lohnempfängern, die an ihrer 
Arbeitſtätte im Luftſchutzdienſt tätig ſind, das Zehrgeld auch inſo⸗ 
weit einkommenſteuerfrei (lohnſteuerfrei) bleiben, als es bei einer 
durch die gewöhnliche Arbeitszeit (Berufsarbeit) und durch die 
Dienſtleiſtung im Luftſchutz bedingten ununterbrochenen Abweſen⸗ 
heit von der Wohnung 


von mehr als 12 Stunden 2 RM, 
von mehr als 36 Stunden 8 RM 
nicht überſteigt. Oe. 
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Aufwendungen für Bodenverbefferungen in der £and- und 
Forſtwirtſchaft und Einkommenfteuer 


Der Grund und Boden gehört in der Land» und Forſt⸗ 
wirtſchaft zwar zum Betriebsvermögen, iſt aber beim Beſtands⸗ 
vergleich § 4 Abſatz 1 letzter Satz EStG gemäß nicht zu be⸗ 
rückſichtigen. Dieſe Vorſchrift betrifft nur den nackten Grund 
und Boden. Beſondere Anlagen, die auf oder im Grund und 
Boden errichtet werden, ſind beim Beſtandsvergleich zu berück⸗ 
ſichtigen. Dementſprechend ſind auch Aufwendungen für 
Bodenverbeſſerungen bei der Gewinnermittlung ver⸗ 
ſchieden zu behandeln. 


Der Reichsfinanzhof hat in einem Urteil vom 11. Oktober 
1939 VI 420/39, das demnächſt im Reichsſteuerblatt veröffentlicht 
wird, die Aufwendungen auf den Grund und Boden überſichtlich 
zuſammengeſtellt. Er unterſcheidet die folgenden Gruppen: 


1. Aufwendungen für die Anſchaffung des Grund und 
Bodens jind § 4 Abſatz 1 letzter Satz EStG gemäß bei der 
Gewinnermittlung nicht zu berückſichtigen. Erwirbt ein 
Steuerpflichtiger Grundſtücke, die für land⸗ und forſtwirtſchaft⸗ 
liche Zwecke völlig unbrauchbar ſind (Unland), ſo rechnen 
zu den Anſchaffungskoſten grundſätzlich auch die Koſten, die 
zur Urbarmachung des Bodens aufgewendet werden 
müſſen. Es wird durch die Urbarmachung der Grund und 
Boden, der für den Betrieb der Land- und Forſtwirtſchaft 
erforderlich iſt, gewiſſermaßen erſt geſchaffen. Anders iſt 
nach Anſicht des Reichsfinanzhofs zu entſcheiden, wenn ein 
land⸗ und forſtwirtſchaftlicher Betrieb, zu dem auch Unland 
gehört, jährlich im Rahmen des Betriebs eine Teilfläche 
urbar macht. In dieſem Fall können die Koſten der Urbar⸗ 
machung als Betriebsausgaben abgezogen werden 
(8 4 Abſatz 4 EStG); 


2. Aufwendungen für die reinen Boden verbeſſerun⸗ 
gen find Maßnahmen, durch die das vorhandene land- und 
forſtwirtſchaftlich genutzte oder nutzbare Land verbeſſert wird, 
ohne daß beſondere Anlagen errichtet werden. Es rechnen 
dazu die regelmäßig wiederkehrende Bodenbearbeitung und 
Düngung. uch Bodenverbeſſerungen, die ſich auf eine 
Reihe von Jahren auswirken, rechnen dazu. 


Beiſpiele: 


Der Ertrag eines verwahrloſten Feldes wird dadurch 
gehoben, daß es vom Unkraut oder von Steinen frei gemacht 
wird. Eine verſäuerte Wieſe wird umgebrochen und neu 
beſät. Eine Wieſe oder ein Kleefeld wird neu angelegt. 


Die Aufwendungen für die reinen Bodenverbeſſerungen 
find als Betriebsausgaben abzugsfähig ( 4 
Abſatz 4 EStG). Sie können auch inſoweit nicht aktiviert 
werden, als ſie dem Betrieb für eine Reihe von Jahren zugute 
kommen. Es handelt ſich um Aufwendungen auf den nackten 
Grund und Voden, die nicht aktiviert werden können (8 4 
Abſatz 1 letzter Satz EStG); 


8. Aufwendungen für beſondere Anlagen, die auf oder 
im Grund und Boden errichtet oder wiederher⸗ 
geſtellt werden, ſind zu aktivieren, wenn ſie im Ver⸗ 
hältnis zum land- und forſtwirtſchaftlichen Betrieb einen er⸗ 
heblichen Umfang haben. Die Abſetzungen für Abnutzung ſind 
auf die vorausſichtliche Lebensdauer der Anlagen zu verteilen, 
ſoweit nicht Bewertungsfreiheit beſteht oder in Anſpruch ge⸗ 
nommen wird ($ 7 EStG). 


Beiſpiele: 
Pumpen, Stauanlagen, Dränagen uſw., Spargelkulturen, 
Obſtkulturen, Korbweidenkulturen uſw. 


Laufende Aufwendungen für die Inſtandhal⸗ 
tung ns Anlagen find als Betriebsausgaben abzugs⸗ 
fähig ($ 4 Abſatz 4 ESG). Stg. 


Zum $teuergutfchein-Derfahren 


1. Innergeſellſchaftlicher Ausgleich bei Lieferſyndikaten 


Lieferſyndikate gewährleiſten ihren Mitgliedern für 
deren Lieferungen in der Regel den gleichen Durch⸗ 
ſchnittserlös. Mitglieder, deren Verkaufserlöſe über dem 
Durchſchnittserlös liegen, der für einen beſtimmten Zeitraum vom 
Syndikat errechnet wird, haben den Mehrerlös an das Syn⸗ 
dikat abzuführen, das aus dieſen Zuflüſſen die Minder⸗ 
erlöſe der anderen Mitglieder abdeckt. Derartige Aus⸗ 
gleichszahlungen, die ſich zwiſchen den Mitgliedern des 
Syndikats auf Grund des Syndikatsvertrags vollziehen, ſind um⸗ 


ſatzſteuerlich keine Leiſtungsentgelte. Sie werden 
bei der Umſatzſteuer als nicht ſteuerbare Geſellſchafts⸗ 
leiſtungen (ſogenannter innergeſellſchaftlicher 
Ausgleich) angeſehen. 

Zahlungen, die auf einem ſolchen innergeſellſchaftlichen Aus⸗ 
gleich beruhen, find auch im Bereich des NF keine Lei⸗ 
ſtungsentgelte. Die Zahlungsempfänger ſind deshalb auf 
Grund der geſetzlichen Beſtimmungen nicht zur Annahme 
von Steuergutſcheinen verpflichtet. Es ſind jedoch keine Bedenken 
dagegen zu erheben, daß ein Lieferſyndikat, das aus wirtſchaft⸗ 
lichen Erwägungen das Steuergutſcheinverfahren auf die Aus⸗ 
gleichszahlung erſtrecken will, die zahlenden Mitglieder durch 
Kartellanordnung ermächtigt, in Steuergutſcheinen zu be⸗ 
zahlen, und die empfangenden Mitglieder verpflichtet, dieſe Steuer⸗ 
gutſcheine an Zahlungs Statt anzunehmen. 


2. Steuergutſcheinfähige 

ſyndikaten 

Die Mitglieder von Vermittlungs ſyndikaten 
verkaufen ihre Waren an die Abnehmer in eigenem Namen 
und für eigene Rechnung. Die Abnehmer bezahlen 
die Rechnungen der Mitglieder an das Vermittlungs⸗ 
ſyndikat, das die Entgelte für Rechnung der Mit⸗ 
glieder vereinnahmt. Das Vermittlungsſyndikat iſt inſoweit 
nur Inkaſſoſtelle. Die für Rechnung der Mitglieder ber: 
einnahmten Entgelte ſind beim Vermittlungsſyndikat 
nicht umſatzſteuerpflichtig. 


Rechnungsbetrag im Sinn des $ 2 des NZ in Verbindung mit 
813 Abſatz 3 der NF DV iſt daher nicht der Geſamtbetrag, den 
der einzelne Abnehmer an das Vermittlungs ſyndikat für Rech⸗ 
nung von mehreren Syndikatsmitgliedern zu bezahlen hat, 
ſondern der Betrag, der an das Vermittlungsſyndikat für Ned): 
nung jedes einzelnen Mitglieds zu bezahlen iſt. Auf 
Grund des § 13 Abſatz 3 der NF VO können diejenigen Zah⸗ 
lungen zur Berechnung des anteiligen Steuergutſcheinbetrags 
zuſammengezogen werden, die am gleichen Tag 
innerhalb der vereinbarten Zahlungsfriſt von 
demſelben Schuldner für Rechnung des einzelnen Lieferers 
an das Vermittlungsſyndikat bezahlt werden. 


Rechnungsbetrüge bei Vermittlungs- 


3. Bezirksabgabeſtellen für Gartenbauerzeugniſſe 


Zur Durchführung der Marktregelung ſind auf dem Gebiet 
der Gartenbauwirtſchaft Bezirksabgabeſtellen eingerich⸗ 
tet worden. Die Aufgaben der Bezirksabgabeſtellen werden von 
Genoſſenſchaften oder Einzelperſonen, ausnahmsweiſe auch von 
Offenen Handelsgeſellſchaften oder von Geſellſchaften mbH im 
Auftrag der Hauptvereinigung der Deutſchen Gartenbauwirtſchaft 
wahrgenommen. Die Bezirksabgabeſtellen haben die Aufgabe, 
Gartenbauerzeugniſſe zu erfaſſen und treuhänderiſch im 
Namen und für Rechnung der Erzeuger abzuſetzen. 
Es iſt den Bezirksabgabeſtellen verboten, unmittelbare oder mittel⸗ 
bare Eigengeſchäfte in Gartenbauerzeugniſſen zu betätigen oder 
bei ſolchen Geſchäften mitzuwirken. Sie haben die Stellung eines 
Abſchlußagenten und ſind deshalb zur Annahme von 
Steuergutſcheinen inſoweit nicht verpflichtet, als fie für Per⸗ 
fonen tätig werden, die ſteuerlich keine Einkünfte 
aus Gewerbebetrieb haben (zur Zeit Bauern). 


4. Übertragung von Reichsanleihen und von Steuergutſcheinen I 
auf rechtsfähige Penſionskaſſen 


Die Übertragung von Reichsanleihen uſw. aus 
dem Beſtand eines Unternehmens auf rechtsfähige Penſionskaſſen 
oder rechtsfähige Unterſtützungskaſſen iſt im Bereich der Bewer⸗ 
tungsfreiheit nur in Zuſammenhang mit der Errichtung der 
Kaſſe unſchädlich (Hinweis auf Ziffer 4 der Eildienſt⸗Nachrichten, 
DEZ 1939 Nummer 31). Es handelt ſich dabei um eine Billig⸗ 
keitsmaßnahme, die der Tatſache Rechnung trägt, daß vor der Er⸗ 
richtung von rechtsfähigen Kaſſen den entſprechenden Rückſtellun⸗ 
gen in den Bilanzen der Unternehmen oft Anlagen in Reichs⸗ 
anleihen uſw. gegenüberſtanden. Die Unternehmen ſollen durch 
etwaige Nachteile im Bereich der Bewertungsfreiheit nicht von 
der Errichtung rechtsfähiger Kaſſen abgehalten werden. 
Zu einer gleichen Behandlung von Reichsanleiheübertragungen 
aus dem Vermögen eines Unternehmers auf rechtsfähige Kaſſen 
nach deren Errichtung beſteht unter dieſem Geſichtspunkt kein 
Anlaß. 

Beſtände an Steuergutſcheinen I, die ſich im Beſitz einer 
rechtsfähigen Kaſſe befinden, ſind nicht wie Beſtände des Unter⸗ 
nehmens anzuſehen, mit dem die Kaſſe verbunden iſt. Die Über- 
tragung von Steuergutſcheinen I aus dem Vermögen des 
Unternehmens in das Vermögen der Kaſſe unterbricht daher 
die Friſten, die im § 3 des NF für die Bewertungsfreiheit vor⸗ 
geſchrieben ſind. Bus. 


Steuergutſcheinkurſe. Steuergutſcheine I und Steuergut⸗ 
ſcheine II waren weiter geſucht. Kurſe am 22. November 1939: 
Steuergutſcheine I: Dezember 1939 99 ⅜; Januar 1940 
99,17½; Februar 98,77 ½; März 98,60; April 98,42 ½; Mai 
98,42½. — Steuergutſcheine II: Juni 1942 96; Juli 
52 05 Auguſt 96¼; September 95,75; Oktober 95¼ Novem⸗ 
et 3/6. 


Senkung des Privatdiskonts. Der Privatdiskontſatz in Berlin 
iſt von 2%, vom Hundert auf 2¼ vom Hundert geſenkt 
worden. 


40 Millionen Reichsmark Krupp⸗Anleihe. Die Friedrich Krupp 
Aktiengeſellſchaft, Eſſen, legt eine Anleihe von 40 Millionen 
Reichsmark zur öffentlichen Zeichnung auf. Das Anleihekonſor⸗ 
tium wird von der Dresdner Bank geführt. Die Anleihe wird mit 
4½ vom Hundert verzinſt. Der Ausgabekurs beträgt 
97 vom Hundert. Die Anleihe iſt mit 102 vom Hundert 
zurückzuzahlen. Die Laufzeit der Anleihe beträgt 25 Jahre. 
Die erſten jünf Jahre find tilgungsfrei. Die Tilgung erfolgt dann 
durch Ausloſung in zwanzig gleichmäßigen Jahresraten. Die 
Zeichnungsfriſt läuft vom 20. November bis 4. Dezember. 


Deutſche Umſiedlungs⸗Treuhand⸗Geſellſchaft. Die Deutſche 
Umſiedlungs⸗Treuhand⸗Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung iſt 
in Berlin errichtet worden. Das Stammkapital beträgt 1 Million 
Reichsmark. Die Geſellſchaft hat die vermögensre cht 
lichen und die wirtſchaftlichen Aufgaben zu erfüllen, die 
ſich bei der Rückwanderung von Deutſchen aus dem 
Ausland ergeben. 


Neuer Sitz der Hauptverwaltung der Reichskreditkaſſen. Die 
Hauptverwaltung der Reichskreditkaſſen bat ihren Sitz von Lodſch 
nach Krakau verlegt. 


Aufbau der Sparkaſſenorganiſation im Warthegau und im 
Reichsgau Danzig⸗Weſtpreußen. Die Landesbank und 
Girozentrale Warthegau iſt in Poſen errichtet wor⸗ 
den. Das Juſtitut iſt dazu berechtigt, mit Genehmigung des Chefs 
der Zivilverwaltung Pfandbriefe und Schuld verſchrei⸗ 
bungen auszugeben. — Eine Geſchäftsſtelle der Deut⸗ 
ſchen Girozentrale — Deutſchen Kommunalbank — iſt in Dans 
zig eröffnet worden. Die Geſchäftsſtelle dient als zentrales 
Geldinſtitut für die Sparkaſſen des Reichsgaues 
Danzig⸗Weſtpreußen bis zu der Errichtung einer eigenen Landes⸗ 
bank und Girozentrale. 


Aufhebung von Verfügungsbeſchränkungen über Danziger 
Wertpapiere. Der Reichswirtſchaftsminiſter hat die deviſenrecht⸗ 
lichen Erwerbsbeſchränkungen und Verfügungsbeſchränkungen 
über Danziger Wertpapiere unter den folgenden Vorausſetzungen 
aufgehoben: 


1. die Wertpapiere müſſen auf Danziger Gulden lauten; 

2. der Ausſteller der Wertpapiere muß ſeinen Sitz im früheren 
Danziger Hoheitsgebiet haben; 

3. die Wertpapiere müſſen an einer deutſchen Börſe zum Handel 
zugelaſſen ſein. 


Anmeldung des feindlichen Vermögens. Der Verordnung 
vom 3. November 1939 (RGBl. 1 S. 2141) gemäß iſt das im Ge⸗ 
biet des Großdeutſchen Reichs befindliche Vermögen von Ange⸗ 
hörigen der folgenden Länder anzumelden: 


1. Großbritannien und Nordirland mit allen nichtſelbſtändigen 
Beſitzungen, Kolonien, Protektoraten und Mandatsgebieten, 

2. Frankreich mit ſeinen Beſitzungen, Kolonien, Protektoraten 
und Mandatsgebieten, 

3. Agypten. 


Zwangsverſteigerungen land⸗ und forſtwirtſchaftlicher Grund⸗ 
ſtücke im erſten Halbjahr 1939. Für die Zahl der durch ⸗ 
geführten Zwangsverſteigerungen land⸗ und forſtwirtſchaft⸗ 
licher Grundſtücke ergibt ſich das folgende Bild: 


Geſamtzahl Geſamtfläche 


Erſtes Halbjahr 1938 920 5 743 ha 
Erſtes Halbjahr 1939 628 8 560 ha 
Abnahme im erſten Halbjahr 1939 292 2183 ha. 


Wirtſchaftlicher Beobachter 


Kraftfahrzeugpflichtverſicherung. Durch Geſetz vom 7. Novem⸗ 
ber 1939 (RGBl. 1 S. 2223) iſt ab dem 1. Juli 1940 im Großdeut⸗ 
ſchen Reich die Kraftfahrzeugpflichtverſicherung eingeführt wor⸗ 
den. Jeder Halter eines Kraftfahrzeugs muß von dieſem Zeit⸗ 
punkt ab gegen Haftpflicht verſichert ſein. Die Verſicherung muß 
bei einem im Deutſchen Reich zum Geſchäftsbetrieb zugelaſſenen 
Verſicherungsunternehmen abgeſchloſſen werden. — Die Haft⸗ 
pflichtbeſtimmungen der Kraftfahrzeughalter ſind durch das be⸗ 
zeichnete Geſetz ebenfalls geändert worden. Die Halter von Kraft⸗ 
fahrzeugen, die als öffentliche Verkehrsmittel eingeſetzt ſind. 
baften den Inſaſſen gegenüber auch dann, wenn dem Unternehmer 
kein Verſchulden nachgewieſen werden kann. Bei Schwarzfahrten 
von Kraftwagenführern oder anderen Angeſtellten haftet künftig 
auch der Halter des Kraftfahrzeugs. 


Poſtſparkaſſe im dritten Vierteljahr 1939. Die Zahl der aus⸗ 
gegebenen Poſtſparbücher iſt trotz des Krieges im Auguſt und im 
September 1989 um 175 000 auf insgeſamt 1 360 000 Poſtſpar⸗ 
bücher geſtiegen. Der Einlagebeſtand betrug Ende September 
1939 208,5 Millionen Reichsmark. 


Industrie 


Erhöhte Zigarettenerzeugung. Die Reichsſtelle für 
Tabak hat durch eine Anordnung mit Wirkung ab 1. No⸗ 
vember 1939 die Herſtellung von Zigaretten neu geregelt. Die 
gute Rohſtoffverſorgung der Deutſchen Zigaretteninduſtrie ermög⸗ 
licht es, die Verarbeitung auf eine Menge feſtzuſetzen, die über 
der Vorkriegserzeugung liegt. Sie beträgk zunächſt 120 v. H. und 
mit Wirkung ab 1. Januar 1940 110 v. H. der Erzeugung vom 
1. Januar 1939 bis 30. September 1939. 


Deutſchland baut Phosphoritfabrik in Eſtland. Die Aktien- 
geſellſchaft „Eeſti Phosphorit“ hat einer Deutſchen Firma den 
Bauauftrag für die Errichtung einer Fabrik im Wert von ſechs 
Millionen Kronen erteilt. Die Fabrik ſoll bis zum Herbſt 1940 
fertiggeſtellt werden. 


Deutſcher Ausfuhrerfolg auf dem Balkan. Griechenland hat 
der Siemens & Halske AG den Auftrag auf Lieferung 
bon Geräten für Telephon⸗ und Telegraphen⸗Fernleitungen im 
Wert von 965 000 Reichsmark und 750 000 Drachmen erteilt. Der 
Auftrag muß innerhalb von dreizehn Monaten ausgeführt werden. 


Verwertung von Schweinehäuten. Schweinehäute ſind wert⸗ 
volle Rohſtoffe für die Schuhinduſtrie. Bisher wurden die 
Schweinehäute in Deutſchland insbeſondere als Nahrungsmittel 
verwendet. Der Schlachthof in Dresden hat nunmehr die Ent⸗ 
häutung von Schlachtſchweinen zum Zweck der Verwertung zu 
Leder durchgeführt. Die Verwertung von Schweinehäuten zur 
Lederverarbeitung iſt auch dann noch von großer Bedeutung, wenn 
un etwa 10 v. H. der Schweinehäute zur Lederverarbeitung ge— 
angen. 


Erfaſſung und Abſas von inländiſcher Angorakaninwolle. Die 
Erfaſſung und der Abſatz von inländiſcher Angorakaninwolle 
werden neu geregelt. Danach darf die im Inland anfallende 
Angorakaninwolle nur noch von der Reichswollverwerkungs⸗ 
Gmbcd in Verlin oder den dafür eingeführten Verkaufsſtellen in 
den Verkehr gebracht werden. Jeder Angorakaninhalter iſt ver⸗ 
pflichtet, den geſamten Anfall von Angorakaninwolle der Reichs⸗ 
wollberwertungs⸗Gmbch in Berlin oder ihren Sammelſtellen ab⸗ 
zuliefern. 


Handel - Gewerbe - Handwerk 


Drei Verkaufs⸗Sonntage vor Weihnachten. Auch in dieſem 
Jahr werden drei Sonntage vor Weihnachten zum allgemeinen 
Verkauf freigegeben: der 10., 17. und 24. Dezember 1939. Am 
24. Dezember müſſen die Geſchäfte ſpäteſtens um 17 Uhr 
geſchloſſen werden. 


Verkehr 


Poſtwertzeichen werden ungültig. Am 81. Dezember 1939 
werden die Luftpoſtmarken des Ausgabejahrs 1934 und die im 
Jahr 1938 aus beſonderen Anläſſen herausgegebenen Sonder⸗ 
marken und Sonderpoſtkarten ungültig. Die Sondermarken für 
das Deutſche Turn⸗ und Sportfeſt in Breslau, die Graf⸗Zeppelin⸗ 
Gedenkmarken und die Luftpoſtmarken können im Januar 1940 
bei den Poſtämtern gebührenfrei gegen andere Poſtwertzeichen 
umgetauſchl werden. 


